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Der t 2. ordentl iehe der Osterreichischen 
Vol hat 3m 13. November 1969 dieses 
gramm der Osterrcicllischen beschlossen. 

sind Absichten. 
welche die Vertreter der 

verwirklichen werden. wenn 
ihnen die österreichischen Wähler am 1. März 1970 wieder 
eine klare lind Mehrheit 

Mit diesem soll im Sinne des Mottos "Fortschritt 
und Sicherheit" auf der Basis der in den Jahren 1966 bis 1970 

die Arbeit der für alle 
Osterreieher in die 70er Jahre hinein 
so den Anschluß an die Entwicklung 
sichern. 

I ' 

J-� B,Hlf!e')ktUll!1 r 

U·.lwlf!:spni'U:iohmann dt!r oVP 
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L!i/� OsterrcichisGhe 

·.'(�ralll wortlich. 

weiß sich für alle Osterreicher 

Die O�terrei(.hische Volkspartei schließt in ihr Wol-

!f;1l alle unserer Heimat ein. 

Die Osterreichische um faßt mit ihrem 

O(:l1ken alle Generationen dieses landes. Sie acbtet die Ver-

mhlt siGh fül' die verantwortlich und 

;,rbcitet für die Zukunft. 

Di� Oslerreichische Volkspurtei wird von den Grundsätzen der 

,hrisdichen GesellsGhaftslehrc Die 

der PersOI18liliit. der Subsidiarit�t und der Solidarität haben 
Situation und der politi-

der 
\/.!rlwnd bis ZUIll Staat und zur überstaallichen in 

{�illem .S'ulcnbau von Freiheiten" aufbaut. Aus dieser Grund­

ergibt skh auch das aktive Bekenntnis der Volks­

partei ZUlll Fiitleralismus. Das föder3!isUsche ist auch 

in der Gcsellsdwrt und im Staat von heule und morgen 111 

sichern. 

In den vcr�lal1gcI�cll Jahrzehnten stand das 
t51 im Es mußten soziale 
fell werden, die den Einzelnen in seiner sozialen Existenz 
sichern. Heute tritt das der Personalität in den Vorder­

Politik der vergangenen Jahrzehnte hat 
daß heute in diesem Land sozial 
Menschen leben. die durchaus imstande und 

zu übernehmen und 

von 
ab. Oie 

hat auf die Freiheit und Wurde des 
I 

Im 
aktiv an der 
streben die 
scheiden und 

zu achten. 

zu sein. 

unserer Politik steht eine die sich 
nicht im Materiellen sondern echte Leitbilder und 

Ideale die durch sinnvolle Arbeit und durch 
erWllte Freizeit einen 

Im unserer Politik steht eine 
die daß die Gesamtheit der 
schalt nicht ist als die der 
einzelnen dieser Gesellschaft. 
durch den im und nic�lt durch 
das 

Im Mittelpunkt unserer Politik steht der Bürger. der bereit ist, 
a

.
n der Formung der aktiv mitzuwirken und pol!. 

tische zu tragen. Wir lehnen Manipulation 
des ab. Wir den toleranten Bürger, 

mit der und zur Toleranz In 
bekennt. 

dieser Gesellschaft freier tritt die Oster-
Volkspartei für Maßnahmen ein: 
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Um (km S l aatsbLirger die aktive Teilnahme an der Formung 
(!er Gesellschaft zu ermöglichen, h<1t die OVP die I nitiative für 
dir. Hcr<lbsetzung des aktiven und passiven WahlaltElrs ergrif­
fr;n lind diese auch durchgesetzt. Sie tritt nunmehr auch für die 
Hp.rLlIJsetzung der gegenwärtig 21 Jahre betragendeI l Grenze 
d�r Volljährigkeit auf mindestens 20 Jahre ein, um den jungen 
RlIr(ler auch hinsichtlich seiner privaten und wirtschaftlichen 
rlltsdlr.idlln�Jen früher vollberechtigt werden zu lassen. 

t. Fs ist dringend notwendig geworden, die Frage der Rechts­
steIlung der politischen Parteien als der legitimen Träger der 
IllJliliscl1cn W i llensbildung in unserem Mehrparteiensystem 
7eitqenl5ß und zweckentsprechelld zu klären . Die Volkspartei 
Iritt hier fllr folgende Regelunuen ein: 

,:) Ver,II1kerung des Beuriffes der politischen Partei in der Oster­
rp.ichischen Bundesverfassung; 

'J) lks'hllilHassung üher ein Parteie ngese tz , das die· RechtssteI­
lunq der politischen Parteien sowie ihre Aufgaben fixiert. 

'l [kr Nationalrat bedarf gewisser Reformen und Anpassungen. 
wobei die OVP vor allem für folgende ÄnderunrJen eintritt: 

;sI Verliin�wrllnn der Legislaturperiode von vier auf fünf Jahre, um 
cirw ::;,u;hliche politische Arbeit für e inen längeren Zeitraum zu 
r�rm{jgl ir.hen: 

',I {,\)sch;]!fun9 der Frühjahrs- und Herbstsessioll im Parlament 
(,rHI U<llTIit Einführung des permanent tagenden Parlaments; 

.: I LeitCJ'�Ill;ille Gestaltung der außerberuflichen Immunität; 
"i Fil1rl';hrlln�J des " Ab�leorci neten auf Zeit" .  der c1en Platz eines 

AIJ(wurclnetcn f[ir den Zeitraum einnimlllt. in dem dieser der 
BUl1desregierung �mgehört; 

r; 1 V.:rktirlUl1g der ßudgetdebatte im Plenum des Parlaments auf 
1,0111 ve rnünftiges und notwendiges Mindestmaß. Damit soll 
,·rreir.ht werden. daß neben der notwendigen Diskussion und 

d(!r pulitisdlen Auseinandersetzung für d ie �Jesetzgebende 
r:d iqb=:j t mehr Z�i t bleibt. 

.1. Aut c!E:1l1 Gebiet der Verlebencligung und Verpersünlichung der 
fk l l lnkratie lind zur Herbeiführung eines engeren Verhältni s-
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ses zwischen dem Bürger und der Volksvertretung bzw. seinem 
Abgeordneten tritt die OVP für folgende Reformen des Wahl­
rechtes ein : 

a) Briefwahl: Die zunehmende Mobilität vor allem der berufs­
tätigen Bevölkerung erfordert ein großzügiges Wahlsystem. 
das über die derzeitigen Möglichkeiten weit hinausgeht. Dabei 
sollten auch alte, gebrechliche und körperbehinderte Personen 
in den Genuß des Briefwahlrechtes kommen. 

IJ) Wahl11arten: Die derzeitigen Bestimmungen über die Ausstel· 
lung von Wahlkarten genügen nicht mehr. Zumindest Personen. 
die auf Urlaub oder zu Besuchszwecken von ihrem Wohnort 
abwesend sind, müßten gleichfalls das Recht auf eine Wahl­
karte erhalten. 

I;) Loit:htere Handhabung des Rechtes auf Reihung und Strei. 
chung, dDll1it der Wähler leichter die ParteilisteIl C1bänuc1'l1 
knnn. 

rll Verpersönlichung des Wahlrechtes durch Einführul�g von Einer· 
wahlkreisen, über we l che die Hälfte der Mitglieder des Natio­
na1rates in direkter Persönlichkeitswahl gewählt wird, während 
der Rest über Parteil iste uewählt wird. Ober diese Zwischen· 
stufe oder direkt strebt oie Vo lkspa rtei die Einfüllllln�1 eines 
mehrheit sbilciendcll W;Jhlrf�chlcs ilil. 

Ci Eine Wlll1dlegende Rdorlll d()r Gcrichtsorganisiltion ist IIf)[. 
wr;" din. Die · Gcrichtsorwmisation soll dem tragendcn VerfDs­
Sur ,C!SWUildsiitzen angcpafHlIlld in dic La�Jc vcrsetlt wer().;11 
dCI] Erfordernissen der Zukuilil ncrcc!lt zu v/crden. Vor ;1IIe:l' 
l1l!!Li eneichl werd(;II, d:1[\ der St:wts!)ür�Jcr !'>chnellcr zu sp: 
11(;111 Recht k01111llt. Allf de:1l Gehiete des Str:1fn�cl1ts soll d: l �; 
Slr;]f�JCsctL sowie dils Slr,lfverfahrell�recht züqi�1 vc-)llwndl;i' 
uil'1 auf den !lcuesten Stand tl ebr<Jcl lt werden. Ein lJesom)el'; 
dringliches Anlic�Jen s te llt di� umfassendfl neforlll des FillJli­
licmechtes dar. Dabei soll die Rechtsstclluilg der Fr;nl ihrr�� 
bedeutenden Rolle in der Ill odern en GC�Ql!sr;llGft qCIl1;ill (i(,re-
I!!'�lt wcrdfln. 

-
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Es wird notwendig sein, die Stellung und Fulon der Mas­
senmedien (Presse, Hörfunk, Fernsehen) der rechtlichen Ent­
wicklung in Europa anzupassen. 

6. Die Gesetze sollen kurz und verständlich sein. Der Staatsbür­
ger soll sie nicht nur kennen, sondern auch verstehen können, 
da ja deren Nichtkenntnis nicht vor Rechtsnachteilen schützt. 
Gesetzgebung und Verwaltung haben durch stärkere und 
gezielte Information um das Verständnis des Staatsbürgers für 
politische Maßnahmen und öffentliche Angelegenheiten zu wer­
ben. Der Ausbau der Rechts!3chutzeinrichtungen im Interesse 
des Staatsbürgers muß der ständig komplizierter werdenden 
Verwaltung entsprechen. Wir treten daher für die Verankerung 
eines VolksanwaHes (Ombudsman) im österreich ischen Recht 
ein, der Vom Parlament ernannt aber unabhängig von Regie­
rung und Verwaltung neben den bestehenden Rechtssr.hutzein­
richtungen. dem Einzelnen <:u seinem Recht verhelfen soll. 

7. Um den Anforderungen, die heute an eine moderne staatliche 
Verwaltung gestellt werden, gerecht zu werden, ist die in An­
gri ff genommene Verwaltungsrp.form züaig weiterzuführen. 
Neben der Einführung moderner Verwaltungsmethoden Ist auch 

>' darauf zu achten, daß die Verwaltung mit der Zeit und der Frei­
heit des Bürgers sorgsam umgeht. 

10 
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freien Gesellschaftsordnung 
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Zeit de
.
r Informationsüberflutung und der wachsenden Vielsclllchtlgkeit der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Zusamme

.
nhänge birgt die GefLlhr der Manipulation des ein­zelnen

. 
Burger�. 

und der Gesellschaft in sich. Der Bürger muß 
dLlh�r Ir

.
l
. 
�erstarktem Mnße zur MündIgkeit und zur kritischen Urteilsfahlgkeit in privalen und öffentlichen Fragen gebildet werdell und sich selbSI immer wieder weiterbilden. Ein sol­�her �ensch wird befähigt und bereit sein, auch Verantwor­.ung

. 
fur die Gesamlgcsellschaft zu übernehmen. Bildung ist s�mlt Voraussetzung der Fortentwicklung der Demokratie so­

·.' .... Ie des. kulturellen. wissenschnftlichen und wirtschaftlir;hen 
Fortschrittes. Die Sicherun!l und Fortentwicklung der freien 
Gesellschaftsordnung und eier Demokratie verlangt· die Bil-dungsgesellschaft. 

-

Dir: Or.
.
:errCichische Volkspmtei trilt für die nnr.hfolgendell 

Grunds,ltze und Maßnahmen auf dem Gebiet der Bilcungsro/[-lil< ein: . 

1. Fortführung cler Bildungsreform 

Dir! in df!11 :clzlen Jelllren allf dem Gebiet dp.s Bildur��ISWC!;t!'IS �esr.hlo�:sr:llcn GC!sellr:. wie 7. B. die Schulgesetze 1962 und 
(,iJS O!lrll':l1Ieine HochsclJulstudinllgeselz HJ56. konnlen einzl�lne 
FrWjenkomplexe lösen. Andererseits sind die EntwlckllllHJt�n 
rl�'r,ldc auf dem Gabip.1 des ßildull�JsweSells in den letllon 
,1;' �Ir(,:1 c;.:plosionsarli\l f:rfnl!)t. Allf Grund nCll 9C!wonncllp.r 
E� "Cllnl/lI�:'a� (:r!liul sil.!; ntlch r!in f'rvvriterlcr Inlwlt der Grund. 
!",;t7(! dr:!, l3i1tillnqswr!srns: 

, ; Freie �ih.lungsträger: Ocr Staat Iwnn seineil zuklinfiigen Auf­
�:auCIi 1111 O creich des Bildun\jswescns Ull1S0 eher gerecht ""Jer. 

i2 
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• 
den. je großzügiger er die Initiative der freien Kräfte der Ge­
sellschaft sich entfalten läßt. Deshalb ist die freie Tröger­
schaft von Bildungseinrichtungen zu garantieren und IhnAn 
grundsötzlicll ein Anspruch auf Förderung durch die öffentlir.h­
rechtlichen Körperschaften zuzubi 11 igen. 

b) Elternrecht: In einer Demokratie tragen alle Staatsbürger und 
nicht nur die Staatsorgane Verantwortung für das Bildungs­
wesen. Dies gilt besonders für die Eltern, deren Erzlehun9s, 
recht gesetzlich garantiert ist. Das Mitsprar.herecht der Ellern 
in Fragen der Schule und Erziehung ist zu versti"irkcn und ihre 
Mitwirkung auch bei der Planung des Schul- und Bildllr1gs­
wesens durch entsprcr.hende Einrichtungen zu sichern. Den 
Eltern muß das individuelle Entscheidungsrecht in der Wahl der 
Schule lind des Bildungs9anges für ihre Kinder gewnhrt blr.i 
ben. Die vom Staat vermittelte Bildung und Ausbildung ist ill 
Wechselv:irkung mit dem elterlicheil Erziehunqsrecht Zll 
sühen. D<Juei h;Jben Bilclungsberutunq und Bildun!1s\VcrIJllllr./ 

eine aufklärende und helfende Funktion. 

,J Einheit des Bildllllgswcsens: Ein B i ldungskOll lc p t  IIIUß vor" 
qesamlell B i ld l J nr/sv/c scn cds Einheit Dusrlehen IJnu die WI�(.h· 
�;el\fliirkunHen der e:inzelnen ßildullHsstufen unlercinandL'I' "lid 
mit der Gcsellsr.llnft be8r:htw. Dcr Bildull!JS9<ln�i bcginnt ill; 
Elternhaus, wird ben1citct vom I<indcrumten. führt dur(/; 
GrundschlJll;, Wt�iterführende Schulen sowie durch lJllivf:r�i 
�iiten und Hochschulen, umfallt einen die bctric!.:li,;hr: AI.I�bi! 
dunn beglcitcII(/C'1I fkrll!ssr;lIulunlerrir.ht sowie UlllSclll'lulHj 
IJnd Erw<:H;hsell�:Il!Jilclun�i und sr:hliel)t auch :.l:IC!r:nwin,� r:�t1 
c1ungsll1j)�llic"keitcll. wie z. B. ijffcntlic;l!r! ßljdll�"�II),� eill. 

, I Chancen�:eir.hh€:it: D;o�; ßildtllI0�\'\ICSP'1l Illll/\ in sr:nt..r Onl;lI�i 
sation "ul Chanr.C!I1�I(!il.hhci t <lIlsuerichtct �f)il1. OCIll 0:''1; 
sprichl. dni\ c/,IS reSlionnlc Bilclung s u e füll e . t�<;{J/locrg j"'H!�' 
1wischen SUIt!t UIIU L,lIld sowie d,,<; ZY'li�;dl(>1 �,r'�;(, l:lIl�!I:r:'1 
!lnlersr:l:iedli(./1cn LelJensrtiumen vermiede" \':ird. ;);lS Zi(:1 !�I 

eie beSllllÖ!lIir:!JC Allsschöpfung der Bildllnrp·.rC'�;erve: jc!ler;, 
soll der Beslich und Abschluß einer sei/lr�r 8eq<'[Jurlt! lIIId L':I' 

1 � 
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S chule werden. Zur Chan-

auch die des Baues von Hei-
men und Internaten für S chüler und Studenten. 

cl Der 

f} 

aal 

hlJ ) 

(.�lotivatio n*) für die B i ldung sol l  - a u f  Grund des 
zesses d a s  Streben nach und Lei­
stung sein.  In d iesem Sinne und u nter E i n s atz einer i nten si ve n  

n o n  
dem gesamten B i  

ist  eine des 
wobei den ei nzel-

mit  
der best-

und ind ividuel len des jungen Men s chen 
wkommt. 

und Aushi 

bedeutet sowo h l  ökonomi scher E i nsatz der 
Mittel wie auch Okonomie vom Eln­

i st demnach zu verstehen: 

bei e inem Aufwand 
F leiß lIsw.) ein Höchstmaß an 

ql lant!wirtsch'-lftliches Schulwcs:!n: Der 
der londwi.-t schaftlicllen auf der 

Entwürfe einschließlich des 
Ein modernes landwirtschaftliches 

selz muß dcm ßauornkin d  eine gute Berufs- und Fa chausbi I -
vermi tteln. den 

und die 

den sich r(l!;r.h entwicke l n d e n  Strllkturen an7.Upassen. 

Dahei wird ,1I1ork:mnt, daß auch auf dem Gebiet der La nd- und 
r'orstwi rtschalt sowohl dcr w i e  auch der a nge-
wandten zukommt. 

II! 

e . . 

2. Die Leistungsschule muß beweglich sein 

€I) 

b} 

und 

unserer Zei t  sowie denen Zukun ft 

sei n. Strukturen s o l len  den i nd ividuel· 

len Bedürfnissen und den s i ch ä ndernden Anforderun-

gen der Zei t  mögl i ch s t  und zwar sowohl In o rga· 

n i s atorischer a l s  a u ch i n  i nha lt l i cher H i n s i cht. Dazu 

auch die und Aus- u n d  

Lehrer. 

Die Osterreichische 

vati on 
satz moderner 

Arbeits formen 

strebt im e i n ze l nen an: 

-mittel sowie ent· 
s o l l ten z u r  

und e i n  stä rkeres Maß 

i l1 seiner 

Die einze l nen 
sein. S i e  sollten je nach 

i n  ei ner Art 

aneinander a nsch l i eßen und austausch bar sein. Dadurch wird 

e i nerseits ein rascheres Du rchlaufen für den besser 

Schüler sein, a n dererseits e i n  Anschl uß 

werden. Die d urch d a s  Wiederholen VOll 
Klassen wegen schwächeren in bestimmten 

stä nden wäre damit Förde-

s i n d  

iClI Schuleintritt: Grundsätzl i ch s o l l der Eintr itt i n  d ie Grundsci,ule 

mit vol lendetem 6. Für das ei nzell1c Kind 
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wird der Eintritt lind ObertrlU 
den und sich an dessen erreichter 

der 
tieren. Der Familie ist bel dieser 
Ausbau der Elternberatung und 
durch Ausbau und Umstrukturierung der 

oder eigene 

wer· 
und BiI· 

der Schule orien. 
durch den 
aber auch 

vorschulischen Ein­
,zu 

Dieser zweite Abschnitt ist auch zu nützen 
der hin-

All die Grundschllie schliellt 

auf Grund 
\Ion die mit dem 
flhcr!rilt ilill [Ild� dieses Abselmiltcs worden. 

1:J!:r lweih1 Abschnitt der weitürführenJcn Schulbildung um 
(<il\! die OberSlufen- und Hochschultypen. In 
die:','!:1 Ahst!lIli�tcn wird ein nach Stufen 

l LI der 
Dau{lrch würde 

und in das Hil, 

/\hS(.hlull. der dell Einbau von l(urs 
, " 

l\l�i;qn !;.I':?(�JL 
>lrll,'i,cll rlr;�,',dtle! 

vor�i:;ht, vfird dem if'ldividllel­
der individuell(m 

f)i"scs 

:"IL.' IIlld \:':1' !�\llllbin;ltion VOll 

,.: 1l,1l1l : " ::;:WI'III1I lI!ld l;,:n:1 

I SO\H!cfsr.hillCll: Di�! Znhl dm I<inder 

ninlllll �hllf:i'l ;'U !kim ;'\U ,>bai I des S(Jnd.Jr�,;(,:lt.Ilwesrms wird 

in Hinkunft besonders für die höher 
Schulen zu sorgen sein, weil nur in diesen eine Differenzie-
rung der SchOler nach und damit eine 

Die 

Bildung und Ist. 

dafür sind: 

der Sonderschullehrerausbi!-

I,bl eine moderne der Sonder· 
schulen. 
In Hinkunft wird weiters Im Rahmen der Sonderschule der 

und 
und die Zusammenarbeit von Wlrtsdl8ft und 

SozialinstItutionen belebt werden müssen. Auf 
behinderter Kinder und 
die Eltern behinderter Kinder ist 

3. Fortschritt durch Wissenschaft 

Die Hohen Schulen müssen für alle 
sein. Die 

auf dem Gebiet der 
besondere Aufmerksamkeit 

zu. Die Osterreichische 
den Punkten ihr Hauptaugenmerk zu: 

dem 
Studienrelorm ist 

Gesetze die im 
meinen 1966 enthaltenen Grundsütle. 
wobei deren konkrete und umfassende konse· 
quent mull. Im besonderen wird der freien Fächer 
kombination und der eines sinnvollen Zwiscl!en<1bs<;hlus· 
ses Bedeutung zukommen. 

Es wird 
weit der 

und wie 
lind den 

17 



• 
speziellen Hochschulstudiengesetzen angestrebten Zielen ent. 
spricht. 

b) Strukturreform: Die Struktur der Hohen Schulen wird im Hin. 
blick auf ihre Aufgaben als Ort der Berufsvorbildung und der 
Forschung neu zu überdenken sein. Die Uberschaubarkelt der 
Bildungsstufen hat auch hier zu gelten. 
Die dem historischen Einteilungsprinzip entsprechende Glie­
derung ist durch die Entwicklun:} In Frage gestellt und läßt 
vielfach eine effektive Arbeit unmöglich erscheinen. Die orga. 
nisatorische Gliederung des Hochschulwesens muß ausschließ. 
lich an ihrer AufgabensteIlung orientiert und daher an den 
modernen Stand der Wissenschäftssystematik angepaßt wer. 
den sowie modernen Organisationsformen entsprechen. Das 
neue Hochschulorganisationsgesetz wird besonders folgende 
Punkte zu berücksichtigen haben: 

aal Neugl iederung der Entscheidungsgremien (z. 8. Fakultätskolle. 

gien): Die neuzubildenden Entscheidungsgremien sind als zah. 
lenmäßig arbeitsfähige Gruppen zu bilden und Ihre fachliche 
Zuständigkeit ist zu gewährleisten. 

bb) Mitsprache aller am Wissenschaftsprozeß Beteiligter: Der· 
Grundsatz nach Freiheit der Wissenschaften besteht nicht nur 
gegenüber der Gesellschaft, sondern auch gegenüber allen, die 
am akademischen Leben beteiligt sind. Daraus leitet sich das 
Verlangen nach einer jeweils dem Wissen und der Erfahrung 
entsprechenden Mitentscheidung aller am akademischen Leben 
Beteiligten ab. 

ce) Neugliederung des wissenschaftlichen Personals: Die differen. 
zierten Anforderungen des Lehr· und Forschungsbetriebes 
machen eine Neugliederung des wissenschaftlichen Personals 
notwendig. Eine immer mehr differenzierte Wissenschaft erfor. 
dert auch die stärkere Mitwirkung von hochqualifizierten Fach. 
kräften aus der Praxis. Das wissenschaftliche Personal, das 
derzeit auch durch administrative und organisatorische Aufga. 
ben in seIner Wissenschaftlichen Tätigkeit behindert Ist, soll 
von diesen Aufgaben entlastet werden. 

18 
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Verwaltungsreform: Kompetenzen werden zusammenzufassen 

lind zentrale Verwaltungseinheiten zu bilden sein. Ein nach 

wirtschaftlichen Grundsätzen aufgebautes Management wird 

stufenweise einzurichten sein. 

Erneuerung der bau lichen Struktur der Hochschulen: Die 
neuen Organisationsformen sind durch neue Wege im Bau 
der Hohen Schulen zu unterstützen, um den neuen Strukturen 
in der Organisation durch neue Strukturen im Raum gerecht 
zu werden. 

cl Forschungsförderung: Der Einsatz der zur Forschungsförde­
rung zur Verfügung stehenden Mittel hat schwerpunktmiißig 
und koordiniert zu erfolgen. Neben der Zusammenarbeit mit 
der gewerblichen Forschung wird an den Hohen Schulen beson· 
ders die Grundlagenforschung zu betreiben sein. 
Die Offentlichkeit der Vergabe von Forschungsmitteln sowie die 
Veröffentlichung der dabei erreichten Ergebnisse ist notwen· 
dig. Das Forschungsjahr für das wissenschaftliche Personal 
wäre einzuführen, das Stipendienwesen für Graduierte auszu­
bauen. 

4. Erwachsenenbildung - die Chance für jeden 

Um das Recht auf Bildung realisieren zu können und um den 
Menschen von heute instand zu setzen, den ständig steigen­
den Anforderungen des privaten. beruflichen und öffentlichen 
Lebens sowie der beruflichen Mobilität gerecht zu werden, 
tritt die Volkspartei für den planm5ßigen und systematischen 
Ausbau der· Erwachsenenbildung ein. Auch die beste Schule 
kann heute keinen endgültigen Abschluß bieten. sondern jede 
Schulbildung wird in der Erwachsenenbildung eine selbstver· 
ständliche und geordnete Fortsetzung finden. 

,I) Erwachsenenbildung auf wissenschaftlicher Grundlage: Um der 
Erwachsenenbildung einen größeren Erfolg zu verleihen, wer· 
den In Verbindung zu Hochschulen wissenschaftliche Institute 
der Erwachsenenbildung eingerichtet werden, denen diese 
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Spezialforschung und die Ausbildung von hauptberuflichen 
Erwachsenenbildnern obliegt. Daneben wird die MögJlchkeit 
eines Kurzstudiums für zweitberufliche Erwachsenenbildner 
eingeführt werden. 

b) Erwachsene auf dem Weg zur Hochschule: Im Sinne des zweI­
ten Bildungsweges sind die bestehenden Schulen für Berufs· 
liitige auszubauen und darüber hinaus in enger Zusammen­
arbeit mit den Schulen aller Typen neue Möglichkeiten für die 
Vorbereitung zur Ablegung staatlich gültiger Prüfungen zu 
schaffen. Solche Kurse sollen auch von den Trägern der Er· 
wachsenenbildung eingp.richtet werden. 

cl Integration des Fernunterrichts: Zur Unterstützung und Ergän· 
zung der bestehenden ßildungsinstitution sollten alle Möglich­
keiten des FernlJnterrichts genülzt werden. Voraussetzung hie­
für ist eine entsprechende Kontrolle der fachlichen Richtigkeit 
lind der Angeme!>scnheit der Methoden. 

d) r.undfunkstudium - ein neuer Weg: Als eine besonders wirk­
saille Möglichkeit der Erwachsc ncnbildung zur Erfassung von 
ßC�Flbunw;rcscrven soll ein syslcmatischer und !Jcschlossenel ' 
ßildung:;9:1ng in Form eincr F:undfunkscl1ule (HörfU ilk ulld Fern­
schen) einqcrichtet werden. die in eincm etCli1i1emvcisen Auf· 
bau über entsprechellde T8i 1 prüfunqen bis zur r..,13:urn und dar­
über hin�lIJS zu vcrschiedenen Hocl1f(:hulkursell führt . Die 

methodis che Durl.hfiii1run�J wird hiebei in einer Kombin[]!ion 
VOll Hör- und Fernsehpro!jrnml lwn. Selbststudium Dn Hand 
sLilri!t;icl:C!n. [HIGh rrog rol11micrten. BeglcitnHlterials und Grup· 
flCIlZllS:1l1lmcnl:üllften mit lehrern sowie ullter Zuhi I fenahme 
technischer UntcrriclJ!smittol (Sprnchlnbors u. a.} erfolgen. In 
Zuscllmilenarbeit mit dCIl! rlundflJ llk wird ein Forschungsinsti­
lut für eiDS rlundfunkstudium e ingerichtet werden. 

e J förderung der Erwachsenenbildung - wirksam und umfas· 
send: 

a<l) Vordringlich erscheint die Schaffung eines Rahmengesetzes 
zur Koordinierung der Erwachsenenbildung. durch das deren 
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Förderung durch Bund, länder und Gemeinden geordnet und 
gesetzlich verankert wird. 

IJb) Die Erwachsenenbildung soll personell und materiell so aus­
gestattet werden, daß sie für die Freizeitgestaltung attmktiv 
ist. Für Begabte und Bildungswillige sind Förderungen vorzu­
sehen. 

er;) Die Erwachsenenbildung soll auch dadurch gefördert werden. 
doß die in ihr erworbenen Zeugnisse und die durch einschlä­
gige Prüfungen nachgewiesene Bildung öffentlich Anerkennung 
Finden und am Arbeitsplatz berücksichtigt werden. 

5. Aktive I<unstpolitik 

Eine aktive I(unstpolitik ist ein wichtiger Bestnndteil der I<ul­
IlIrpolltik der Ostermichischen Volkspartei. Sie bekennt sich 
sowohl zur Förderuil g des zeitgenössischen Kunstsclwllens 

wie ouch zur Wahrung des großen kulturellen Erbes Oster· 
reichs. Sie strebt eine objektive Kunstfürderung on. die den 

Freiheitsroum des künstlerisch Schaffenden nicht nur flogen 

die Einflüsse kUllslfrclllder Kreise sondern auch gOfjen Ein­

flüsse einzelner KunstrJruppen sichert. Durch diese Mrlllllnll· 
lTIen wird eine systematische Förderung des N::H;hwucl1:;cs <111-

�lestrclJt, die Anreize zur schöpferischen Arbeit 5<;\1<111 i. tJr:::';!1 
dell direkten word81l I)csonders die indirekten Fiirtl<:nIfHJs­

I11:1ßn8hi1wn c'l1ljp.slt-cbt, wie z. B. die WerlJull(j f(ir ((i,) Wr:rke 

oer KÜnstl8r. dip. Schofful1fj von Galerien zur Ermü:JIi'!i"'1�J von 

l\usstelhll1�ICIl. die Förderung von Aufflihrungf�n VOll Werken 

der zeitnonüssisr;hOIl ililusik lind dra lllot is ci 1 8n Kuns!. 

rol�ende konkrete Maßnnhmon sollten in nächster Zoit illlge­
strebt ulld erreicht werden: 

ill intensiv ierung der Kunsterziehung im R ahmen der schulischen 
wie auch der Erwachsenenbildung 

Il) r-ördenm[l dcr enGen Zus;Jmmen;Jr!J()it zwischen dOll Scliulr:n 
und den österreichiscllen Kunststätten wie Museen. Thcotcr 
etc. 
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c) Neuordnung der österreichischen Bundestheater 

d) fördernde Maßnahmen für das gute Buch 

e) Stärkere Förderung des österreichischen Kunstschaffens durch 
den Rundfunk und durch private Kunstförderer 

I) Verstärkte Werbung für das Kunstschaffen Osterreichs Im 
Ausland 

g) Schaffung eines österreichischen Filminstitutes durch Koordi­
nation und Zusammenlegung bereits bestehender Einrichtun­
gen 

h) Objektivierung der steuerlichen Bewertung der künstlerischen 
1 ätigkeit 

6. Die Förderung der Leibeserziehung und des Sports 

hat die Osterreichische Volkspartei immer als einen wesent­
lichen Aufgtlbenbereich angesehen. Die technische und zivili­
satorische Entwicklung gefährdet heute die Gesundheit des 
einzelnen, da die für ein gesundes Leben notwendigen Bewe­
gungsreize und Organbelastungen übersehen werden und diese 
oft erst wieder über das Eingreifen des Arztes dem einzelnen 
verordnet werden müssen. Daher sollen im Sinne des Sport­
programmes der Volkspartei (1969) in den nächsten Jahren 
lolgende konkrete Maßnahmen zur Sportförderung gesetzt 
werden: 

A. Förderung des Sports im außerschulischen Bereich: 

a) Um den Sportverbänden und Sportvereinen als Mitträgern der 
Volksgesundheit und Volksbildung aber auch des Breitensports 
eine ausreichende Förderung zusichern, sollen die Bemühun­
gen um Landessportförderungsgesetze, soweit diese noch feh· 
len intensiviert und die Voraussetzungen für ein Bundessport­
förderungsgesetz geschaffen werden. 

b) Förderung des Leistungs- und Spitzensports auf Landes- und 
Bundesebene durch Bereitstellung von Obungszentren und 
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Fachkräften. die den modernen Anforderungen des Leistungs· 
sports gerecht werden. 

c) Durchführung des österreichischen Sportstättenplanes. 

d) Ausbau der Bundesanstalten für Leibeserziehung In Wien, 
Graz, Innsbruck und Salzburg zu Sportakademien auf gesetz­
licher Grundlage als Institutionen für die Ausbildung und Fort· 
bildung von Lehrwarten, Sportlehrern und Trainern. 

e) Förderung der Sportwissenschaft durch den Aufbau von For· 
schungszentren im Zusammenhang mit den Institutionen für 
Leibeserziehung an den Universitäten. 

B. Förderung der Leibeserziehung und des Sports Im schulischen 
Bereich: 

a) Beseitigung des Mangels an Obungsstätten an den Pfllchtschu· 
len. Kein Schul neubau soll mehr ohne entsprechende Sport­
stätten eingerichtet und durch Nachholbauten soll der Fehl· 
bestand an Turnhallen rasch verringert werden. 

b) Turnsaalbauten sind so zu planen, daß die Hallen auch den Er­
fordernissen einer außerschulischen Jugendarbeit entsprechen, 
der sie zur Verfügung zu stellen sind. 

c) Förderung der sportlich begabten und Interessierten Jugend 
durch Schulsportgemeinschaften. 

d) Intensivierung der leibeserzieherischen Ausbildung an den 
Pädagogischen Akademien. 

e) Förderung des Ausgleichs- und Leistungssports an den Hoch· 
schulen durch ausreichende Sportstätten und qualifizierte 
Sportlehrer und Trainer. 

3. Allgemeine Förderungsmaßnahmen: 

a) Im Sinne einer zielgerechten und erfolgversprechenden Sport· 
förderung Ist die Koordination und Kooperation staatlicher und 
privater Stellen zu aktivieren, und zwar sowohl auf Landes­
ebene wie auch auf Bundesebene. 
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7. 

• 

in den Massenmedien Ist die Be­
und des 

neben 
snmtwirtschaftlich als rentabel zu bezeichnen. Zur 
rlln�J der müssen auch 

beschritten werden. 

Der bestehende des höheren und des Hochschul-
,';cc,cms wird durth ein Konzept des Ausbaues 

Dieses umfaßt u. a. Ein­
ebenso wie Stiltten 

Aller Bildull!lseinrichtungen 
der vorschulischen 

:lll 
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wie z. B. Bibliotheken und 
des Schul rau-
wird der Bedarf 
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111. Teil: Wirtschaftsentwicklung, 
Leistung und Wohlstand 
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ist in der zu Ende 
in den vier Jahren von 1966 

bis Ende 1969 um rund 1 real Die Massenein. 
kommen haben in der gleichen Zeit um real zugenommen, 
das um mehr können sich die 

kaufen als vor vier Jahren. In der 
Sn,u",;n von 68 Schilling 

also um 55% 

Der höhere Wohlstand 1966 kommt In fol-
Zahlen deutlich zum Ausdruck: 

1. 

2. Autobahnkilometer 

3. Von über 9200 Bundes-

nicht staubfrei 

4. Wohneinheiten 

5. 

6. 

7. Autos 

8. Jährliche 
für Auslandsreisen 

9. 

1966 1969 

68.000 Mio S 106.000 Mio S 
293 km 412 km 

494 km 141 km 

2.430.000 2.636.000 

978.336 1,221.446 

971.500 1,200.000 

790.675 1,088.660 

3.673 Mio S 7.300 Mio S 

3.994,- S 5.010.- S 

und wirtschaft-Trotz 
Ijcher konnte die Vollbeschäftigung In Osterreich 
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werden. Eine Wachstums· und Konjunk· 

turpolitik brachte dank der Leistung der österreichischen Be· 
eine wesent­

des Wohl· 

Höherer Wohlstand: Auch in der Zukunft können und werden 

wir die Realeinkommen und unseren Platz unter den 

hochentwickelten Industrieländern der westlichen Welt halten 

bzw. weiter verbessern. In den nächsten fünf Jahren i. bis 

Ende 1974) kann das österreichische unter der 

Annahme eines voraussichtlich 
real um 22% die 
75 Milliarden höher sein als heute, die Massenein-

können In Zeit ebenfalls unter der Annahme 

eines 4%lgen Wirtschaftswachstums um rund 22% real zu· 

nehmen. 

für das Erreichen dieser Ziele ist die Fortset-

zung der auf die der Wirtschafts-

kraft Wirtschafts- und Eine Stei· 

gerung des Wirtschaftswachstums um nur 1 % pro Jahr. also 

etwa statt 4°/0. bedeutet eine Erhöhung der Massenein· 

kommen um rund drei Milliarden 

Schritthalten mit der 
wirtschaftlichen und 

rascher als in der \{"" . .... "nru>n 

sere 
nen letztlich allen 

ist die entscheidende für 

der Wirtschaft und damit des 
Ein höherer Wohlstand, mehr und bes­

müssen wir Schritt halten 

der Kaufkraft die­
Um dieses' Ziel zu 

mit der modernen wirt· 

schaftlichen der Welt. 

deshalb heute die 
ist es, den not­

in den verschie· 
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denen Bereichen unserer Wir tschaft  und Gesel lschaft zu unter. 
stützen und zu fördern, i n  die r icht igen,  zukunfts wei senden 
Ba hnen zu l enken, dabei aber auch auf die betroffenen Men­
schen R ücks i cht zu nehmen . Mehr als bi sher sol len st rukture l l  
schwache u n� durch d i e  geographi sche Lage benachte i l i gte 
Grenzlandgebiete besonders gefördert werden .  

D e r  Kore n-Pl a n ,  d e r  d i ese Poli t i k  e i ng e l e itet hat, wird weiter­
geführt,  der Entwicklung angepaßt und ergänzt werden. Die 
Schwerpu nkte s i n d :  

1 .  Steuer- und Budgetpol itik 
I 

Der Steuer- und Budgetpo l i t i k  komml i n  der modernen Ges e l l -
sch aft zentra l e  Bedeu t ung zu . 

S i e  m u ß  auf der e i nen Seite i m  R ahmen des w i r t schaftl i ch 
N ü t z� ichen und unter Berück sicht igung der F inanzierungse rfor­
dernisse de r Gesamtw i rtschaft  d ie M i t t e l  zur Verfügung stei­
len,  um den s t ä ndig wach senden Anforderungen I n  den ver­
sch i edenen Bereich e n  entsprechen zu können ,  wie z. B . 
sozi <l l e  S i cherheit  (Pensionen und R e n ten) ; 

U n t e rr icht lind B i l dung ( m ehr Schü l e r ,  mehr Lehrer.  mehr 
Schu l e n ) ;  

öf fe n t l i che I nves t i t i on en ( me h r Woh nu lluen . m e hr St rMl en , 

Lessere Verkeh rsmi l te l ) ;  
. 

S i e  muß <lber <luf der cll1deren Sei t e  d,Hauf a chte n , daß bei der 
8C3C

.
h o f f ullf! der Mi tte l  d urch d i e  StclJf� rpol i t ik d e r  Lei stu n�Js, 

nnre l z .  d l (� T r l cbf ed e r des w i r t s cl w f t l i ch e n Fo rtsch r i t t s .  n i cht 
'les tö r t w i rd .  D i e  Wünsche Cln den St<l<l tsh<llls l w i t  m ü s sen des, 
h"l iJ m i t sei nen Möq l i r:hkeiten i n  E i n k l c lnq gehrClcht werd e n .  

StclIcrpol it i t< :  D a s  bc s t (; hende Stel le rsystem sol l  verbessert" 
\'lcrL! c l l .  v\'ouei ,10 f o l (jc l lde M<lßnal l inen uedocht w i rd : 

f1 e f n rlll  ( i I ' r  Lohn · lind Ei n kommenss leuer durch M i l der ung deI' 
l e i s t u l lqshel l l l l ienden Prowession und unt er B erücksi chtlglln!J 
der r- Cl i l l i l i e  br.i  ql cichzei t i �Jer 'errJ i nf<lchlln� des Systems : 
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Das derzeit  geltende Steuer system s o l l  so gestaltet  we rde n.  
daß e s  sowoh l  wachstums-,  wie auch produktivi täts- und i nve· 
s t i t ionsfördernde W irkungen aus übt; 

E i n fü hrung der Meh rwertsteuer an Stel l e  der bes t ehenden A l l ·  
phasen-U msntzsteuer;  

Anpassung des Steuerrechts an d i e  Erfordernisse d e r  Automa· 
ti s i erung der Abgabenve rrechnung;  

Beseit igung steuerl ich e r  und recht l i cher H e mm n i s s e  für die 
zwi schen- und überbe tri ebl i che Zusammena rbe i t .  

I,' ) Budgetpolitik: Steigerung d e r  Wirtschaftskraft d u rch e i n e  auf 
Schwerpu n kte ausgerichtete Budgetpo l i t i k ,  wobei fol nende 
Ma ßnahmen i m  Vordergrund stehen:  

F'o rtsetzung d e s  Vorranges von Bi l d u ng und U nterricht b e i  d(: 1 1  
Staatsausgaben ; 

neue Schwerpunkte b e i  der Berufsausb i l dung an d e n  höhereIl  
Schul e n ,  deren Ausbau forciert  werden m u ß ;  

Fortse tzunn d e s  Sonderprowamms fLir den r<lschen Au shau d8r 
H ochschulen ; 

Vers tärkul l g und Konzentra t i on d e r  ö f f e n t l i ch e n f nve5 t i t i OIl(� n  
nClch d e r  w i rtsch n f t l ichr.n Drinnl ichke i t .  besonders he i In fr" , 

s t r u k t u r i nve st i t i t'nen w i e  z. B. Bau von S lrClßen und Sr.! l l I le l l :  

fv1 odern i s i eru ll q , V e r e i n focl l U n U  und wei t e re R Cl t i o · d i sicrt ' I ; '
.
: 

der V� rwo l tu nn , vur Cli lem Vore i ll f<lci lunn und Ve r kü rl l l l lfi d , :! ;  
V erw<ll  tunusver f'lhrr.ns , Bese i t i gunO von DOf1 p e l konlrdcll�r. , ;  I .  

Verr i nueruno der Z;lhl  d e r  D i enstposten f l'l r ü f fc n t l i r . h c EkrJ i p l l  
S l 0 l c  dur ch mode r l le  D a t e llver'l ruc i l UI l�! .  

2 ,  ({ onj unl<tl1 l'po l i t ih  li nd W�hrung sstabi l i tät 

D i e  raschen N achf rag everlagerungen in der modernen G e ,,;c l l ·  
scha ft u n d  d i e  st arke A u ßenverflechtun� d e r  österr e i ch i schcl 1  
W i r tschaft  erfordern e i n e  sehr beweg l i che W i rtsch dlspo l i t l !< '  
u m  sowohl i nnere w i e  auch vom Wel t m a r l< t  komlllem' o.: S t i: r ! i I ' 

{ 'en der w i rlsch D f t l i r. i lell Entwir,k l u n� so ra sch <l l s  Illö q l ich <1l i ! -

2!1  
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zufangen und zu kompensieren. Eine solche aktive und beweg­
l iche Konjunkturpol i t ik  ist die Vora ussetzung für Sicherung und 
Erhal tung der Vollbeschäftigung und ei nes stabilen Geldwer­
tes . Ihre Hau ptfaktoren sind:  

a)  Konjunkturgerechte Budgetpolitik a l s  M i ttel der S teuerung von 
Nachfrageänderungen ; 

Koordin ierung der Ausgabenpol it ik  mit  ländern und Gemein­
den :  

Verbesse rung der budgetrechtl ichen Grundl agen i m  Interesse 
einer wi rksamen Konjunkturpol it ik  (modernes Haushaltsrecht! ) 
Fortsetzung und Verstä rku ng der Exportförderung und der Haf­
tungspol it ik . 

b) Sicherung der Währung du rch e i ne konjunkturgerechte Budget­
und Währungspol it i k ;  

Erhaltung der Kaufkraft d e s  Sch i l l ing u n d  Sicherung der  Er­
sparn isse durch eine en tsprechende Wi rtschaftspol i t ik ;  

cl Zusammenarbeit der Sozialpartner a l s  notwendige Vora usset­
zung für eine wirtschaftsnahe, anpassungsfähige und w i r­
kungsvol l e  Wi rtschaftspol it ik ,  besonders auf dem Gebiet einer 
konju nktur- und wachstumsgerechten Einkommenspol /t i l< ;  

In tensivierung der Arbei ten in wi rtschaftspol iti schen Bera­
tungsgremien (wie z. B .  Pari tätische Lohn- und Prei skom mis­
si on, Beirat für Wi rtschafts- und Sozial frag en, Verbändekomitee 
beim Finanzmi nister, Steuerreformkommi ssion) ;  

3 �  Moderne Industriepol i t ik  

z u r  Erhaltung und Stärkung unserer Wettbewerbs fähigkeit  i n  
d e r  industr ia l is ie rten W e l t  - zur Sicherung d e r  Arbe i tsplätze 
- zur raschen Anpassung an moderne und zukunftswe i sende 
Produktionen. Dazu gehören neben den G rundanliegen der  Mit­
tel standspol i t ik  vo r allem : 
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a) Fortsetzung der Investitionsförderung durch: 

Stärkung der Kap i talbI ldung; 

Förderung und Schutz des privaten Eigentu m s ;  

Beseitigung d e r  gesel lscha ftsrechtl i chen u n d  bürokray schen 
Hindernisse, die der Umstrukturierung und KonzentratIOn von 
Betrieben entgegenstehen durch Verlängerung des Strukturver­
besserung sgesetzes ! 

Fö rderung der Investi tionsfinanzierung
' 

du�ch S!
.
rukturverbe�­

serung d es Kapi talmarktes m i t  dem Ziel , e i n e  starker�
. 

Mobi l i­
tät des Kapitalmarktes zu e rreichen, durch Haftungsubernah­
men, du rch Kapi tal bete i l igungsgese l l schaften;  

Neuordnung der Rechtsvorschriften fü r Kredite;  

b) Fortsetzung der Forschungsförderung durch: 

I ntensivierung der bestehenden Forschungsförderung: 
Stärkere Zusamme nfassung der vorhan denen Mi ttel auf 
Schwerpunkte der Forschung, welche von den beiden Kommis­
sionen der wissenschaft l ichen und der gewe rb l ichen Fo rschung 
herausgearbeitet werden sol len:  

Verbesse rung der steuerrechtllchen Behandl ung von For­
schungsau sgaben sowie lizenzen und Patente n :  

cl  Fortsetzung der Beratung u n d  Information durch: 

I ntensivierung der Beratung für I n- und ausländische I nvesto-

ren ; 

Konzentration und Koord ination der beste henden Wi rtschafts­
förderu ngsei nrichtungen-

c I )  Neuordnung der verstaatlichten Industri e :  
.. 

Die Pol i t ik  der Osterre ichischen Volkspartei gegenuber den 
verstaatl ichten Betrieben wird im Sinne der OIG-Gesetz-No­
velle 1 969 auch in Zukunft von folgenden Grundsätzen geleitet:  

;-Cl} Sicherung der Arbe itspl ätze In den verstaatl ichten Betrieben ; 
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hb) 

ce) 

ddl d e s  Proporzes i n  d e n  Un. 

4 .  M i ttelstandspo!it ik 

in  a n  u n d  gara n t i e rt d ie Vertej�  d i cjWHj der u n t e rnehme ri sch e n  Fre i he i t. 

D i e  wirtscha f t l i che und t eclm i sche u n terwi rft  a uch 
e i nem immer rascheren Wall­

zu m i ldern und U mste l .  
zu i st Au fgabe e i n e r  wi rksamen 

Es geh t  weder um di e Konservierung über-ilfll l f H  St"rt lkturcl1 ll'1ch Ull l  d i e  von 
" c n t i o l l c l l ,  sondern U Il1 d i e  d e s  Ansch lus ses d e r  m i t ! e l s h l;d13cherr fl e t r iebe <lll den tedmisch e n  u nd w i rtschaf t .  
l i chc !] rortsdlr i l  t 

VOll  

I I I :d die 
i'l1 l .t jOIl 

:::2 

Aus b i I ·  
Berufs b i l ·  

d i e  den Anfo rd e -

• i 

Eine marktwi rtsch a ft l i ch or ie n t i e rt e  muß 
dabei von e i n e r  d e r  I n i t i a t i v e n  ausg eh e n :  U n t e r· 

der u n ternehmer ischen Se l bs t h i l fe - Förderung d e r  
d e r  Kammern u nd Verbände - n e u e  

I n i t iat iven des Staates auf  d e m  G e b i e t  d e r  Gese l lschafts·  
t 1k .  

Gewerbliche Miuel standspolitik 

Schwe rpunkte e i n e r  M s i n d : 

i I  Geordneter Wettbewerb: 

u nd d e r  zwi sch e nb e t r i e b l i ch e n  
rat ion du rch I n format ion,  u nd Abbau der  recht l i ch e n  

Ve r h i nderung v o n  
cher Beha n d l u n g  a l l e r  

m i t  d e m  Z i e l e  

H " n !\ '� ''' "lfl der  d e r  Wi rtschaft  an 
w i r t schaft l i chen und betr ie b l i chen Verh ä l t n i 5s� 

! I der Beiriebsstrul<tur: 

I l l t e n s i v i e ru n g  d e r  
l o dmisch e r  H i ns ich t z u r  

meh r te 
der 

nahmen : 

i n  kauf i l ltirmischcr l ind 
Wi rtschaf l l i r;hkci l  d e  r 

" " , b " " n  d e r  von i n  i h rer E n t w i ck 
: " 1 1 B e tr i eben a u f  auss i ch t s re i chere 

Nu tzung der e l e k tron ischen für das h 8 t r i c !J-
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l iehe und d e n  I n  d e n  m ittel ·  
ständi schen Betrieben durch d i e  Errich tung von R echenzentren.  

cl Wirtschaftsfaktor fremdenverkehr: 

d) 

Ausbau d e r  österreichischen I m  Aus-
l and und koordi n i e rter Einsatz der M ittel ;  

u m  d e n  vor a l l e m  d u rch 
neuer Urlaubsformen; 

der Oual ität des 
des vol kswirtschaft l i ch e n  

hrrl",t., .. G renz· und 

Verst5rkte m i t t l e rer  

des Einkom m e n s· 

Ausb i ldung des 
Unter­

in Wi rtschaft und 

Aus-
bau der tech n i s chen und kaufmännischen 

B .  land- und Forstwirtschaft 

Die Bauernscha ft ist e i n  entscheidender Te l l  unserer Gese l l-
schaft. Sie ist  d i e  Unternehmer 
und muß als  wer· 
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für u nd 

prägt  wesentl ich das Landschaftsbi ld  Osterre i ch s .  

Der  W a l d  i s t  n i cht  n u r  R oh s tofU ie ferant, sondern erfü l l t  bedeu-
tende Schutz- und ErholungsfunktIonen und wesent l i ch 
zum Charakter Osterrei chs a l s  bei . D i e  

s i chern diese übe rwirtscha ftl i ch e  Funktion.  beein-
trächtigen d i e  und 

keil .  E in  
Waldes und seine w i rtscha ft l ichen 

wird 

Die techni sche und die Anforderung e n  
d e s  M a rktes haben a u c h  i n  d e r  und Forstwi rtschaft e i n e n  
Strukturwandel der wirtschaft l iche,  
schaftl iche u nd P ro b l e me zu lösen Die Vol ks-

bekennt s ich zur Freiheit  der und betri eb-
l ichen Ihre Ag rarpo l i t i k  i s t  d a ra u f  
t e t ,  d i e  Selbsth i l fe Bauern zu stärken u n d  d i e  Vorausset-

rur  u �  zu 
Aufeinander Maßnahmen I m  Bereich 

d e r  Agrarstrukturpol i t i k ,  Markt- und und d e r  
i m  engen m i t  d e r  Sozial -

po l i t i k  verbessern die d e r  Land- und Forst-
wi rtschaft und s chaffen d i e  darur, d a ß  s ich 
de r Bauer e inen angemessenen P latz In d e r  modernen Ge!iel l ­
schaft  s i chern ka nn.  Schwerpunkte s ind:  

daß der Prozeß des Strukturwandels  und 
und Härten verläuft .  

d urch Zukauf oder 
mit H i l fe des bäuerl i ch e n  Besi tzstruktur-

ccl der und 
des F o rstwirte i n  der  
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• 
�J1 arktes gerecht zu werden ,  d i e  Ar be i t sbelastung der im Be-
tr ieb Tät igen - vor a l l em auch der Bä uerin - zu vermindern ,  

u i e  Produkt ionskosten z u  senken u n d  a l l e  übrigen Vortei l e  der 
Rat ion�l is i erung und S pez i a l isierung auszuschöpfen. Den Maß­
nahmen des Grünen Planes kommt dabei besondere Bedeutung 
zu. 

:( :  J Erschl ießung des l ä nd l ichen Raumes ; vor a l lem i s t  der An­
_ s�hluß der Betriebe an dns Verkehrs netz und an d i e  Energ ie· 
. ver!'nr�!lIng zu Ende zu führen. 

• , .  J S i n llvo l l e  Einordnung der Ag rorstruk turverbesse rung i n  d i e  
Ordnung des liind l i chen Raumes . D e n  bnd- und forstwi rtschaft­
l i (hen Betr ieben w i rd dadurch die Versorgung mit den notwen­
d i !J e n  D i en stleistu ngen sow i e  die Ge l egenheit zur EInkom· 
'11rl� svc rbesseru r.g durch außerl,mdwi rtschnftl i chen Erwerb 
VOt nl lem durch d e n  Fremdenverkehr - gegeben. 

'- ; M<1 t!�t und Preis: 

1 I\'P j l;l s::;ung der Prod u k Uonsstruktur nn d i e  Absatzmög l i cl ,ke i­
! r: '1 zur hest mö�" i chen Nutzung der AbsCl tzch<!ncen Cluf  den 
',_ ' : r ! : trn  des I n- l ind Auslandes.  

!\ u!'-f . ;H I  c\o:-r M <l t k t f o r sct l l i n g  und der Mark tbeobachtunu.  

' i  A l ls i" , , ,  b(;stehel�der E i n ri ch t ungen und <l l lenfa l l s  Schaffu llU 
" " " ' : r  :: ( , rn�cn dm frc i wi l l ig e n  Zusammenarbe i t ,  u m  d e n  zu·  
1 i ' : ! : , : I! ; ll!():) Erfortl�r I 1 is3el1  des M"rktes nach größeren M rm­
f i ' - ! , c : n 1 l ::; i t l i Ll lcr Ol!;1 l i t ;-1 1 und nach ze i t l i ch e r Abst i m mung des 
-:: ; ,n : ; l i lnn CI)o tfls zu ents prechen.  

. !  r, 1 , - 0 \ ,  rn �  Ordnl lnn der Anrarmi:irkte.  i nsbesondflre al lch w i r· 
� . 1 1 I 1W \-·: J ; l r  t\ bsiLhcrl ' n�1 des I n l a ndsrre i � �Jefüges f ü r  Anrarpro­
' ; I I ! _ I ; :  (j f ' (: c n  su l Jvent ion i e rte Pre i su nterb ictu ngen <Ju s  dem 
... ·. 1 I �' 1 ;1 I1( 1 . 

�>.' l :' f r i , , �q I: i n (;r d<luerndcI I  R er:h tswundlaoe flir e i n e  modernn 
:,qr,lrn�<I rk tord nung. 

• 
r;) Bi ldung und Ausbildung: 

. Zl l Weiterer Ausbau des land- und forstwi rts chaftl l chen Schu l­
wesens. 

I b )  Verstärkung der l a n d- und forstwi rtschaf t l i chen Beratung,  ins­
besondere h i nsichtl ich der Fragen des Marktes u n d  der über­
betriebl ichen Zusammenarbeit  sowie der d i e  Strukturpol i t i k  
ergänzenden sozialpol i t i schen Maßnahmen. 

, ;; )  Bestmögl iche Vorbereitung der bäue rlichen Jugend' für ihre 
Funktionen In Betri e b  und Berufsstand im Rahmen d e r  außer­
schu l i schen landjugendarbe it .  

r:: _ Freie Berufe 

Die Freien Berufe s t e l l e n  e i n  gei�l iges und w i rtscllCl f t : i ches 
Element von sehr großer Bedeu tung für Gesel lschaft  u n d  Pol i ­
t i k  dar. D i e  freibe r u f l i ch Tti t igen erbringen g e i stiae Arb e i t  (Be-
9nbung a ktiviert d u rch Studium, Ausbi ldung und Beruf)  in per­
�önlicher leistung (persö n l i che Beziehung zum Auftramleberl . 
beziehen weitestge hend e i n  E i n komme n .  das n i c h t  d i rekt von 
Betriebs- und Prod ukt i o n s m i t t e � r. bzw . vom I(npi tal  nbhi1!lgiC] 
i st ,  besitzen i n  der negel w i rl sclwftl iche S e l bständi gkei t 
und verfügen über e igene,  von der öffen t l i chen Hand nicht sub­
vent ionierte Versorg u ng se i n r i d l t u nu e n  (Alters· und Ann,p.hii r i ­
�iC' nversornung. Krankhe i t svCJ rsorne ete .) 

D i e  Vol kspnrtei  lehnt  d i e  w e i tere Einci lgung der A rbp.i ts- UIVJ 
Wirkungsbereiche der fre i e n  Eler ll fss tönde durch G c �el l�I(�' 
bllflq und Verwal tung ab und beken n t  s ich zur f r e i en Beruf  SOl lt­
f<1ltung di eser Berufsgruppe . Soz i <l le U ngerecht iukei ten fllr 
d i e s e  G ruppe sellJstiindig ErwerbsWtiger sol len verm i e d en u:ld 
; 'uf dem Gebiet des H onorar- und G ebührenwe sens l i n d  der  
ndorm der Ber ufsordnungen e i n  Aus g l eich VOll unberech t i g t en 
U n terschieden getroffen werden . 

D i e  Volks partei tri tt dafür  e i n .  daß die Freien Berufe, d i e  e i n e  
w i chtige Kommuni kat ionsfunkt ion i n  d e r  modernen I ndustr ie-
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gesel lschaft ausüben.  i n  i h rer Existenz n icht bedroht sondern 
sicherges te l l t  werden.  

5. Energiepolitik 

Die OVP wird f ü r  eine Energiepo l i t i k  in  den 70er Jah ren eIn­
treten

.
' d ie  dem 1 969 von der Regierung K laus vorgel e g te n  

Energie konzept entspricht .  

Ziel  e iner  modernen Energiepol i t ik  i s t  e s .  dafür Sorge zu t ra­
gen, daß a l l e  Verbraucher - vom Hausha l t  bis zur Industrie _ 

a�sr�ichend und sicher mit  der von ihnen gewünschten Energie 
mogl rchst b i l l i g  versorgt werden .  

I n  d e n  l etzten Jahren führten d i e  Struktu rveränderungen a u f  
d e m  Energiema rkt zu einer Versch iebung d e r  Antei l e  der  e in .  
z�'nen E�lergieträger in  der  gesamtösterreichischen Energ i e; 
b i lanz. D ieser Strukturwandel in nerha l b  der Energiewi rtschaft 
so l l  unterstützt und gefördert werden. Der Kohle kommt auch 
in Zukun ft  noch Bedeutung z u ,  und zwar n i cht nur in der Ener­
giewirtsch a f t ,  sondern auch a l s  Rohstoff für d ie  i ndustri e l l e  
�e i t�rverwertung .  Wegen d e r  Bedeu tung von Erdöl und Erdgas 
fur d ie  gesamte Energ i eversorgung Oste rre ichs wird es not­
wendig sei n ,  daß die ö ffen t l iche Hand dort. wo es erforderl ich 
i s t ,  ordnend ein�re i f t .  Die in den l e tzten Jahren erkennbaren 
Strukturmängel in der Elektr iz ität swi rtschaft wa ren n ich t zu­
letzt auf den unkoordi nierten Kraftwerksausbau während der 
Koal i  t ionszeit zu rück zuführe n .  Eine Koordin ierung war dr i ngend 
not:-vendig.  A l s  Ergebnis d ieser Koordi n i erung kann das ge­
meinsame Ausbauprogramm des Verbundkonzerns und der 
Landesges el l s ch aften angesehen werden. das erst m a l s  e i ne 
zehnjährige Vorschau a u f  die Bauvorhaben der beiden g rößten 
Gruppen d e r  Stromproduzenten enthä l t .  Di eses Ausbaupro­
wamm enthä l t  auf dem Sektor Laufk raftwerke Großprojekte 
wie Otte nshe i m  (Donau) und Rosegg (Drau) und verschiedene 
Proje kte der Landesgesel l schaften . 

Der- langfristige Trend der Bedarfsentwick l ung wird auch i n  
Zukunft stets z u  beobach ten und das Ausba uprogoramm ent-
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• 
sprech end zei t l ich zu mod i fizi ere n  sein.  Dies s te l l t  aber auch 
einen wichtigen Orienti erungsbehe l f  für die österreichi sche 
Bauwi rtschaft dar. 

DIe Osterreich ische Volkspartei tritt dafür ein, daß e l e ktri scher 
Strom zu den volkswirtschaftl i ch günstigsten Bedi ngungen 
erzeugt und zu mög l ichst  b i l l i g e n  Preisen an die Verbrauch e r  
in Haushal t ,  Gewe rbe, Industrie sowie Land- und Forstwirt­
schaft abgegeben wird. 

Eventue l l e  Gewinne der Unternehmungen, we lche i m  Bes itz 
der öffentl ichen Hand sind, so l len  zu Preissenkungen oder für 
den wei t e ren Ausbau der Stromerzeugung bzw. für  die Verbes­
serung des Leistungsnetzes verwendet werden.  Im Interesse 
e i n e r  Stromerzeugung zu volkswirtschaft l i ch günstigen Bedin­
gungen tritt  d i e  Vol kspartei f ü r  die ErrIchtung e i nes g roßen 
und le i stungsfähigen Atomkraftwerkes In Osterre i ch zum 
ehestmögl ichen Termin e in .  

Die Energieversorgu ngsunternehmen sol len bei  i h ren Au fga­
ben, d ie  s ie  I m  Interesse der A l lgemeinheit  erbringen.  u n ter­
stützt werden. wozu ein neues Elektr iz itäts förderungsgesetz 
d i e n t .  D ieses Gesetz sol l  auch beso ndere Best immungen ent·  
hai ten. welche den Bau und Betrieb eines Atomkraftwerke::; 
wi rksam fördern. Zur Regelung der Rechtsbeziehu ngen der 
E l e ktr iz itätswi rtschaft strebt die Vol kspartei ein den künftigen 
Erfo rde rn I ssen en tsprechendes Eie kt r l  zltä tswi rtscha ftsge se tz 
an.  

6 .  Verkehrswirtschaft 

Die Neuordnung des Verkehrs erfordert e ine ständige Anpas­
sung an die jewe i l igen wi rtschaftl ichen Notwend igkeiten.  Der 
Bewä l t igung der Verkehrsprobleme In den großen S tädten und 
i h rem U m land sowie in sonsti gen Verdich tungsgeb ieten wird 
dabei ebe nso Bedeutung beizumessen sein wie einer bestmög·  
l ichen Ersch l i e ßung des län d l i chen Raumes a l s  wesentl iche 
Vorauss etzung für die Verbesserung der Lebe nsbedingungen 
und des Wi rtschaftswachstums In  diesen Gebieten. Die Oster· 
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w i l l  d i e  i m  
Grundsätze und 

na hmen ehestens verw i r k l i chen. Dabei wäre vo r a l lem zu 
nennen:  

der 
na hmen be i  den Osterreichi schen 

Ausbau der E isenbahni n fras lruktur besonders i n  den 

und i m  
ve rkehr ;  

der 

die  verschiedonOIl  ökon om i sch s i n nvol len  F o rmen der  
l ion zwi schen den e i nzelnen u nd i n nerh a l b  
d(� r  einze l ne n  sind wi rksam zu förde r n .  Dies 

t vor a l l e m  für den Ausbau von u nter Betei-
versch i edene r  

df 1S  
/ 1 '  e rreichen ; 

der  wissensch a f t l i chen 
im GO�;:Hntvc rkehr  ��';r die Prax i s :  

i n  don 
oh ne !n<",,,.nr. 

über d ie 

Arbeits stätte sdm e J l  und b i l l ig 

I " r i ;;c l wnq dcs lJonaun usbaues für  d ic  Groß·Sch i t f a h rt a l s  
v ,  hir d e n  flhe i n· M a i n -Donau-Ka n a l  und z u r  Wah­

rung der östene i c..hisch e n  Interessen bei m  Ausbau des Donau 
( )t: c r-E lbe-Kanals: 

der für die Donau schi ff-

d e r  wirt sclwttl ichen Gesti on der Ausl r i a n  A i r­
durch i n n e rbetri e b l i che Maßna hmen u n d  ange-

j 
, 
1 
! 

eines umfassenden 
m i t  d e n  Bundes l ändern,  um den wachsen­

des F racht- und 
z u  werde n ;  

besonders du rch d ie 

b i s  1 972 und den Aus­

auch in den l ä n d l i chen Gebieten zu trag-

Erstel  ei nes Investi für d i e  Rati ona l i s ie-

rung des Postwesens w ie Neubau von san i p.-

schen Paket- und 

Slraßenbau und 

Postämte r n ,  Bau von mode rnen 811lo m a l i-

d e r  Lasten auf  a l l e  S traßenbenütze r u n te r  

d e r  der 

i m  du rch i n le nsivc SIr<! 

ei nheitl i cher Normen , R i chtl i n ie n  und 

I Clqen : 

für d e n  
lin d  S l a-
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• 
Konkrete Ausbauzi ele im Autobahnbau: 

1 .  Noch in der kommenden Legi slaturperiode ( 1 970-1 974) wer­
den fol gende Autobahn- und SchnelfstraßenproJekte fertigge­
steI lt  und dem Verkehr übergeben werden: 

a) Wintersichere Verbindung über die Alpen durch Fertigstellung 
der Scheitelstrecke zwischen Salzburg und Vll fach; 

bJ Fertigstel lung der Inntal autobahn; 
c) Ausbau der Rheintal autobahn Dornbirn-Götzis; 

dJ  Abschluß der ersten Ausbauetappe des innerstädtischen Auto­
bahnnetzes von Wien mit durchgehender Verbindung vom Süd­
autobahnknoten Triester Straße bis Kaisermühlendamm; 

el Fertigstellung der Osttangente In Llnz ; 

fJ Erster Teilabschnitt der Ostautobahn bis Flughafen Schwechat; 

g) Brückenschlag über die Donau durch Ferti gstellung der Strs­
ßenbrücken in Linz, Melk, Krems und Hainburg sowie der Auto­
bahnbrücke in Wien; 

h) Slidautobahn Im Abschnitt Kl agenfurt - Villaeh; 

i )  Südautobahn im Abschnitt Graz-Moosklrchen und des Auto-
bahnastes Graz-Ost; 

i l  Tauernautobahn Niederalm-Golling ; 
k) Südring Wien im Abschnitt Steinhäusl-Alland. 

2. Wiihrend der nächsten Legislaturperiode beschleunigte Fort­
setzung schon begonnener bzw. Beginn zusätzlicher Ausbau­
m<lßnahmen insbesonders an fol genden Strecken: 

a) Rheintal-Autobahn in Richtung Bregenz bzw_ Feldklrch: 
b} Südautobahn von Wr. Neustadt In Richtung Gleisdorf 

(Wechselstraße) ; 

cJ Pyhrnautobahn im Raum Graz-Gratkorn; 
d) Tauernautobahn Umfahrung Spittal mit Fortsetzung In R ichtung 

Tauern Scheitelstrecke; 
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e) Tauernautobahn im Abschnitt Gol l ing-Werfen: 

f) Innkrels-Autobahn an der Staatsgrenze bei Suben; 

g )  Fortsetzung der Inntal-Autobahn in Richtung Westen; 

h)  Südautobahn von Mooskirchen in Richtung Pack ; 

i) Intensiver Ausbau des Schnellstraßensystems in Burgenland. 
Steiermark und Niederösterreich; 

j) Lawinensicherer Ausbau der Alpenrouten. 

7. Fortsetzung der Reform der Wohnung swirtschaft 

Die Reform der Wohnungswirtschaft durch die Regierung der 
Volkspartei und die Mehrheit der Volkspartei im Parlament 
brachte erste erfolgreiche Schritte in folgender Richtung : 

zu einer Auflockerung des Wohnungsmarktes; 
zur Kostengerechtigkeit beim Erwerb von Wohnungen ;  
zur Verstärkung des Eigentumsgedankens; 

zur famil iengerechten Subjektförderung, d_ h. zur erhöhten 
Förderung der Einkommensschwächeren und der Kinderrei­
chen, also zur Förderung des Menschen und nicht der Woh­
nung; 

zum Sr:llUtz vor Mißbrauch geförderter Wohnungen. 

Damit wurde eine pos itive Entwicklung eingeleitet, an die sich 
loqischerweise eine zweite Etappe der Reform der Wohnun(.1s­
wirtschaft anschließen wird. Für diese zweite Etappe sieht die 
Vol kspar.tei vor: 

Die Volkspartei wird die notwendigen gesetzl ichen Voraus· 
setzungen dafür schaffen, daß zusätzliche Mittel für den Woh­
nungsbau bereitgestellt werden. Diese Mittel sol len dadurch 
gewonnen werden, daß Wohnbaudarl ehensnehmer im Rah· 
men einer befristeten Aktion durch entsprechende Nachlässe 
angeregt werden, ihre Wohnbaud arlehen vorzeitig zurückzu­
zahlen; 
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w e rb und 

ncn un verz i n sl i ch en 
( b i s  zu 30 a u f  

l l : !n K::1uf  von Ei gen tum.<;wohn unge n  
:111 

; a�n : 
;j III U I I :S lf� rlJnn des Begr i ffes 

. :t · :llllUI l S [ lJ Ue r- ,  Grundenvc rbstcucr­
: l (:�;C ! i :  

Er :  

d e s  

1 968 
für Kinde rreiche und 

unverz i n s l iche Darlehen 
zu 50 % des Grund-

an ehem a l ! -

a l s  

Wohno.;lu" i n  E I (1' 
und Vermöge ns teuer-

d i e  WohnblJU­
Z i e l e  ange-

S t;nkung der boi g leicher Bauqu ü l i tät  vor a l l e m  d u rch b e s s e r e  P l anung;  
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d e r  Arch i tektu ruktur  u n s e r e r  Städte . Mä rkte 
und Gemeinden;  

E rr ichtung von Demonstrat ivbauvorhaben u n d  Mu sters led­
lungen,  

B esondere Zie le  d e r  Bauwi rtsch a f t  d e r  70e r J a h re b l e i be n  auch 
weiterh i n :  

d ie Förd e r u ng des W i nterbaues und d i e  Fo r ts e tzung d e r  Bau ­

m i t  H i l f e  e i n e r  m i tte l f r i st i gen Vorschau a u f  das 
der kommenden Jahre,  

und 

Das in jedem Bezi r k  Osterr e i ch s e i n e  höhere 
Sch u l e  zu e rr ichte n ,  konnte i n  den l etzten v i e r  Jahren v e rwi rk­
l icht werde n .  d e r  kommenden Legis l oturpe riodo w i rd 
es se i n , d e n  Schu l e n  d e n  erford e r l i chen Sch a u l raum z u r  Ve r-

zu s te l l e n ,  d i esen zu e rwe i te rn u n d  
D a b e i  w i rd vor a l l e m  angestrebt:  

l )  Vers tärkter Sch u l b n u  durch d e r  
m i ttel  u n t e r  Einbeziehung von 

I '(; s tehender 
rasche 

Sch u l e n  und Clbera l l  dort,  wo e i n e  besonders 

den 
auch in bau l i ch e r  H i n s i ch t  durch 
und verwe nd b:wcr Baulen ; 

1 1 )  Ver stä rkte r Bau höherer teclmi sch e r  

Grün­

d e r  S t u d i c nreforl l 1  

dc;, An t e i l s  nl' Jb i l e r  

. : )  von Muster- u nd Demonstrnt ivschulci l .  

D i e  U niversitäten u n d  H och schu l e n  Osterre i ch s  hnben - be-

r 
11 
I, 
i 

d urch B i l d u ngsexplos ion - besonders m i t  Roumpro-
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bl emen zu kämpfen. Ziel  der Hochbaupolitik des Bundes wird 
vor a l lem s e i n :  

Ve rstärkte Fo rtsetzung v o n  N eubauten u n d  Erwei terungsbauten 
für  die U n ivers i täten und Hochschulen i n  Wien. Graz-leoben,  
Salzburg und I n n s b ruck ;  

Ers t e l l ung von Gesamtplanungskonzepten z u r  schrittweisen 
Real isierung von i n  d ie  Stadtstrukturen i ntegrierten U niversi­
täts· und Hochschul bereichen. 

9 .  Reinhaltung von luft u�d Wasser 

In der vergangenen legis laturperiode ist  es  der OsterreichI­
s chen Bundesregierung gelungen,  erstmal ig e i n  Schwerpunkt­
programm zur R e i nhal tung unsere r  Gewässer und Seen zu ver­
wirkl i chen.  Diese Maßnahmen führten zu folgenden Erfolge n :  

CI )  d i e  Reinigung wicht iger Badeseen i n  Oster reich konnte begon­
nen werden,  

h )  zen t rale Abwasserre i n i gu n gsanlagen i n  W i e n ,  Innsbruck. B re­

Slcnz .  Salzburg. E i senstadt und Dorn b i rn konnten m i t  H i lfe des 
B<lutenmini s te r i u m s  errichtet werd e n .  

c I der  Neubau g roßräumiger Wasserversorgungsanlagen i m  nörd­
l i chen und m i tt l eren Burge nland.  in der Weststeiermark und 
i m  Rheinta l  wurde du rch fi nanz i e l l e  U nterstützung ermöglicht. 
Aufgaben der kommenden legi slaturperiode werden konkrete 
M a ßnahmen i m ' I nteresse e i n e r  angewcmdten U mgebungs­
hygiene se i n .  Für die Rei n i gung unserer Gewässer von I ndu­
str ieabfä l l e n  wurde.n die gesetz l ichen Voraussetzungen ge­
schaffen. so daß bereits i m  kommenden Jahr in g rößerem U m­
fang als  bi sher Industr iekläranlagen gebaut werden können, 
um eine Verseuchung unserer Gewässer zu verhindern. 
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Die Osterreichi sche Vo l ks pa rt ei verto l gt e i ne moderne und 
konstrukt ive Soz i a l pol i t i k. Sie hat in der Zelt ih rer A l l ei n regIe­
rung sowohl durch e i ne ebenso erfolgreiche Wirtschnfts- wie 
< luch Sozi a lp ol i t i k  unter Bewe i s g e s t e l l t .  dnß sie dem Ausbau 
sozi n l cr Ge rcch t in ke i t \ l n d  d e r  Sicherung sozi a le n Fr iedens 
1 )(")soIHJere Bedeut u l1 g  beimißt .  Sie s i cht d ie Sozin lpo l l t i k  vo r 
� l i l p. 1ll i n  engem Zusn l lln lenhnng m i t  e i ner le i stu ngs betonten 
lmd erfolgreichen Wirt schnftspo l i t i k ,  welche die Voraussetzung 
f ü r  hessere sozi a l e  Lei stungen i s t .  Die Vol kspmtei ergänzt dns 
SUl.i i l lc  Lei s tun gs syste m durch e i n e  kunsequente und er folg­
reiche Po l i t ik  der Ste i !lerung der  R e a l c i n l<ün:rmen und der Erhal -
1 ! l rlq d e r  Knufhn f t .  Dadurch werden d i e  Sozia l le istungserhö­
I lll nuen erst zu ech t e n  Verb esserungen.  Die Zus amm enarbeit 
r le r �;ozi " l partner,  die die Volkspartei  i n  den M i ttelpu nkt i h rer 
StnHts· u nd Ges e l l scha ftspo l i t i k  geste l l t  hat, hat s ich beson­
c li� rs i l 1  der Z e i t  ti e r  Regierung der Vol kspartei bewä hrt .  

1 .  A rheitsmarktförde rung 

Die sWrmisclie Entw i ck l ung von Wissenscha ft ,  Tech n i k  u n d  
Wir!s r;!wft  und der i nterna t i o n a l e  Konkurrenzkampf werden 
besonderr. i n  (11m nächsten Jahren d ie  Arbeitss ituat ion i n  unse­
rem Lnml bee i n f lussen.  Die M o b i l i ti:it der Arbe itskrjfte i st Vor­
;lU sse tzl l fl�J e i n e r  wnchsenden Wi rtsch aft  und steinende n Wohl­
:; t n nc/(")s . 

' .  Lkr n<lch 1 9 G6 e r s tma l s  besch rittene Weg e i ne r  modernen 
A rbei tsmarktförderung mull konsequent fort oesetzt  werden. 
i 1 i 1zu �Icl lört mich d ie gesetzl i che Regelung der Beschäftigung 
\' ( 1 / 1  Gnstar.be i  terno  Die  mode rne B i l dungspo l i t i k  ve r langt eine 
d:1s Hn!1Zf) Leben umspannende Ve rmehrung und Erneueru ng 
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vor- a l lem des be ruflich e n  Wissens . Jedem s o l l  der Weg Z U I l '  
soz ia l e n  Aufst ieg o f f e n  sei n .  Die moderne Arbe i tsmarktver ·  
wa l lung w i rd durch ihre Förderungsmaßnahmen dazu e inen 
besonderen Beitrag le isten.  

. D ie Gestaltung des Arbeits l ebens erfo lgt  heute nicht nur durdl  
staa tliche Vorsch riften , sondern wei tgehend a uch durch Ver·  
e inba rungen der Sozia l partner.  D i e  Volkspartei s ieht d i es a ls  
p

'
osi tive Entwicklung an .  

im S i nne einer  stärkeren M i tbest im mung der Arbe it ne hmer 
m u ß  das Wi rken der Interessenorganisationen durch die Part·  
nersch a ft i n  der natürl ichen Leistu ngsgemein schaft  der Be­
triebe ergä nz t werden.  Die Vol kspar tei betrach tet d io Wei ter·  
en t wick l ung der Zusamm enarbeit  zwischen Arbei tgebern und 
Arbei tnehmern im Sinne der christ l ichen Soz i a l l e h re a l s  l)(!s o n ·  
dere Au fg abe .  

, M o cl e rn � s  Arbeits rer:ht 

D i e  Zusa m men arbe i t ei e r  SOl i n l f.l3rtner kann e i n  moderne:s 
Arbeitsrecht n i ch t ersetzen . Die se i t  1 9G6 begon n ene l<od i � i k <1 '  

I. ion d e s  A rb e i ts rech tf!s i s t  da her  i n tensiv fortzu s c t rol1 . E i n  
w i ch t i!l es Te i lgeb i e t  ste l l t  d n b c i  d i e  Arbeitszeit  d a r .  Oie  V o r-­

:luss e tzun�en für eine qr:se tz l i ci l e Neu re!le l un �  d e r  A r- : )() i t J  
/.Ci I kO ll n ten du rch den w i r t s dl Ll f t l i chun und soz i a l en F::>rls<. l l l· i ; �  
der l e tzten Jahre erreich t werd e n .  E i ne Mode rn i s i r. rl l nq d2�: 
/\r l Je i tsrech tes ,  wie s i e  von d e r  OVP verfolgt wird .  s i c! " .  t\ i (· 
\'(11 1 0  Au ! rcch terlw l tunq e i nes (") i q ,:nen A n D e s t c l i t e n b c r: l f ', � ;  : ; ! �  
sl) l l >s t v er s t ii ndl i ch ::111 . 

U I I(JcreGh t f c r t i u t e  U l ilurs d l i ( ) u ;� i n  d8r ; 1 i' !J ;; i t s r e ch l l i l  ! ', t" :  !� ; 
' I <II : d i u n 9  V U I l  Arbci lerll l I l l d  1-\ 1 1UCS l c l l tC I i n l li s : ; , ; n  ! , ,; ,; : : : i i i '  
\'V\.!:·de n .  

[ i n  mod e rn e s  A rbe i t sred l t  d m f  aller <l u d i  n i " 1"[ I l lel , i ! : :  . "  , . 
l e i n�i l i ch s e i n ,  d . h .  es d i l l'! den Weg Will besseren ArhC; I :;p l n l. 7  

nicht hemmen.  
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3. Schwerpunkt: Ju nge Famil ie 

Wie bisher  wird d i e  Volksparte i ,  we l ch e  d ie  umfassenden 
fam i l ienpo l i t i schen Maßnahmen i n  Osterreich eingeführt  hat.  
der Erha l tung und Förderung der Fam i l i e ,  dieser elementaren 
mensch l i chen Lebensgemeinschaft ,  a l l e  Kraft widm e n .  Der be-

. 

gonnene Ausbau der F inanzierung des Fami l i e n l astenaus­
gleichs w i rd fortzusetzen sein. Schwe rpunkte werden dabei die 
H i l fe für  die junge Fami l i e  e ine rse i ts und die  Ent l a s tung von 
E l tern.  deren Kinder eine höhere Ausbi ldung genießen,  nnde­
rEHse i t s  s e i n .  Die V o l ksp�rtei  w i rd die Ergänzung des Fami l i en­
l astenausgl eichs durch verbesserte H ausstandsgründungshil­
f en anstreben.  Die  sozia l i st i sche Absicht.  die s teuerl i chen Be-

9ü nst igungen für Fami l ienerhalter  abzuschaffen.  wird von der 
Vol kspa r t e i  schärfs tens abge lehnt .  S i e  t r i tt weiters für bessere 
H i l fes t e l l ung der Gesel l sch3ft  für ber ufstä t i ge M litter  e i n .  

4 .  Soziale Sicherheit 

Die Os ter re i ch i sche Volkspa rte i  s i eht die erfo lgre iche Fort­
s e t zung der a l ljiihrl ichen Er höhung der Pensionen du rch das 
Pensionsanpassungsgesetz ( Pe ns ionsdynamikl ' und die  B e reit­

s t e l lung u nd S i ch erung der hier für  notw endigen M i t te l  du rch 
Voll beschä f t ig ung i n  einer gesunden Wirtschaft  a l s  d i e  w ich­

l i gste A u fgab e im Be re i ch der Soz i <l l versiche runn.  Den Pen­
s i o n i s t e n  soll  h i edu rcil nicht nur der Wert ihrer P e ns i on e rlwl­

ten b l e i b c n .  sondern auch e i n �Jer ech ter Anteil  am s te i gende n 
Vo lksei nkommen zu f l ießen.  D i c s e r  G rundsatz hat i m  g l e ichen 
\� (1r.e für die gesamte ä l tere Generat ion zu gelte n . we s ha l b 

c i e  E i n rCl hr ullq e i ner echten Pens ionsvers i cherung i n  der LnmJ· 
w i r t scha f t  ;m s t e l l e  der bishcrigen Zuschußrentenve rsicherunq 
;;Is bedeu tende Abru ndu ng des Systems der soz i n len Sir.her­
he i t  in Ost erreich ang p.sehcn w i r d .  Der E i nsa tz von B undes­

m i t t e l n  so l l  h e l f e n .  die du rch den ständig vor si ch gehenden 

� ! ruk !urwandel e i n t r etenden Ver sch i ebung im B e i tra�lsau f kom­
Il". c n  <lu slll� le ir:hen . 
D e m  G rundgedanke n  e i ner g ez i eH en Soz i a l po l i t i k ents [lr i ch t 
; .Udl die sr h ri t t w e i s e  Erfii l l l lnq der rord erung nnch Verbes se-
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rUllg der  W i t wenversOrgUn� i e  Volks[lartei  w i r d  u .  a .  a uch 
den H i l f lose nzuschuß für Frauen von Pen s i o n i s t e n  anst rebe n.  
die h i l f l os sind aber keinen Anspruch a u f  e i ne eigene Pension 
oder Rente haben.  

Um dem s tets  ungünst iger  werdenden zahl enllläßigen Verhä l t ·  

n i s  zwischen be i t ragszahl enden Versicherten u n d  Leistungs·  

empfängern Po echnung zu tr<lgen.  w i rd die V o l kspart e i  für  d ie 

E i nführung eines Bonus bei  f re iw i l l ige r  späterer Inanspruch­

nahme d e r  Al te rs[lension i n  a l l en Zweigen de r  Pen s i on sver · 

sicherung e i n t reten . 
• 

Gleichzei t ig  so l l  du rch versttirkte Mnßnahmcn der Gesund · 

heits f ürsorge ' und der R eha b i l i ta t io n Gesundhei tsschtidi g u n ·  
nen vo rgebeugt u nd d i e  Früh i nval i d i t ä t  h i n t ange h a l t en werden . 
Der U n fa l lverhü tu ng im B et r ieb und i m S t raßenverkehr.  aber 
auch i m  privaten Haush a l t  sol l  erhöh t es Augenmerk !"jesr. h e n k t  
werde n .  Durch die Errich tung von weiteren Unfa l l stnt ionen s o l ·  
len <l l l e n  S t a<l tsbürg ern d i e E r ru naenschaftcn der moderne n 
U nfn l l h e i l behand lung zutei l  l ind d i e  mög l i chst  v o l l kO!lln, p n -' 
Wiederh erste l l ung U nfa l lve r le tzter ge fö rder t we rden . 

H i l fe i m  I<atas t ro[lhcnfal l  durch d i e  GCllle i nsclw f t  011 1 10 ß � ·  

I I renwng der  Dauc r der Behandlung und eie r  H ö h e  der nO:V'J e n ·  

d i q e n  I< os te n du rch d i e  s07: ; <l l c  f(r<l n kenve rs ich c ru nr, c r;, c.h C : I : : 

w i ch t i ge r n l s  Unlerst lüwnn in Bng H tc l l e fä l l e n . D;J S  Ver! 1 �i l l : l i '; 

l\-'� i schen Arzt .  Pa t i e n t  und f(;1sse sol l  (luf  eie r  B a s i s  qe�. lC l l .:; e i  

l i !j(�n Ve r t ro l l cn s W1b e s s e r t  unel de n Geqcbcnheiten ei e r  hell '  

I iW:n Zeit  <lngepaßt werd e n .  

G l? s llndh e i t  

I las V e r l anq cn nach körpe r l i cher  und ( Ie ist iqer  U n ve rS(! ! lr l l J l ! i t  
ranqi e r t nl'me Zwe i fe l nn erst�r S t e l l e  d e r  pe rs;;nl i ch , , ;  
WII ;)sr.h l is�e j edes S taatsbürgers . Wohl w a r  d i e  Verhüt l lnq v w '  
1(r<:lilkhei tel1 schon imiller dos H,II I[)ti1 n l i e�len d e r  Gcsl I J ldhci  I s ·  
ven' .. a l  tun ;) . ' doch 

" . . ) , 



der Fortschri t t  der  mediz inischen W i s se nSChaft. 
. d ie  i n n erhalb e i nz e l n e r  Krankhe i ts-
gruppen .  

d i e  erhöhte 

fortsch re i t e n d e  

die wach s en de 
lind kOllsequenter 

betr iebswi rtsch a f tl ichen Denkens 

h,l bcn zu einem völ  Wnndel  d e r  
Ä u f9<1ben d e s  D ie n s te s  an der Gesundheit 
neueli  werden besonders d e u t l i ch am d e r  
Vorbeugung. Un t e r i m  mod e rn e n  S i n n  w i rd l 1 icht 
nur der Sf;hutz  im h erkömml ichen son-

W a s s e r  und u n s chäd l i che 
l ISW,  sowie ganz besonders die 

o d e r  von d e r  

1 :. , ' " l f f l l l l�J c i llr;� (J5terreichi5chell Institutes für 
: ,r.. : �  1 1 1 ; 1  v i e r  1 1 <1 l lp l <1 u f fj ,lI.JC IL 

füh·  

, 1 t\,!�bi  l i n d  rorlbi l du nfj des ä rz t l ichen w i e  <luch d e s  I-l i l f s-

pr r;,\;;1(1 Is  i n  d e r  Gesundhci  

l )  r : '-l7 i '.: ! tc lweckbesl irn l ll ln Forsr;hl l n�l .  vor a l l e m  auf  dem Ge­
' i e '  d e r  K reLs-. Krolslauf- und 

1 r ; I I,l I l 1dhe: :  im S i n ne e i ner <l k t i ve n  G e sundhe i t :; ·  
! im!r'lrl  I P q .  B .  dlll'( h Verbre i f l l!!(! der J< cll lltnisse über  G rund-
! am t l  ( I r', � ( f!:sumlr:n l dH'I1�; . Ä n : d l unfj e l l  zur  � i r�nvo l l e n  Nut-
7 ; 1 1 1 ' 1  der  F Ifl i m i l .  7 H r  qpsullden und g0!1C1J d i e  N i lw­

' 1 1 1-, A ! l:!)h C l I ·  und D ro!Jf:nm ißhrllllch , Dazu vor <I l l ern 
: ' ( ; (  11 sow i o  R e n, e ll- l ind Mass ellunlersuchlln·  

von K r�b s , ZUCK e rkrankhe i t .  Früherfas 
, q ; � � i  bch i nr !(' ,· t e r  I< i nd e r  usw.J ; 
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• 
des 

e i n z e l n e n  
w e rd e n  müssen. 

6. Auf lange 

Modeme Soz i a l po l i ti k  i s t  n i c h t  M a ch ta u sü bu n g  ü b e r  d e n  M en­
sch e n ,  sond e rn D i e n s t  an a l le n .  Sie m u ß  d e n  s i ch wan·  
d e l nd e n  Bed ü r f n i s s e n  ebenso angeraßt s e i n ,  w i e  d e n  Wertbe·  
W i l f e n  unserer ch r i s t l i ch ·demok r a t ischen Gesel l s ch a ft sord·  
n u ng.  

D i e  Osterreichi sche 
und 

scheidende 

�l l vo ! 10 
1 1 I I1tJ sbewu ßte u nd 

I) I <l l le r  M enschen uegen je l le  schwere n Wech se l fä l l e  
d p. s  Lebens d e re n  Bew;i l t i nung f ü r i h re !( rähe ZU groß 
s:nd 

W;-, h r c nd d i e  soz i a l e  S ic h e rhe i t  in  Os terre i rh berei t t, e i n e I l  
h�;hr:1l St:mdard e r r e i ch t  hat .  i s t  das Z i e l  d e r  soz ia len I n tegra ·  
t ion I�och n ; ch t erreich t .  D e r  S oz i n l i s mus h a t  i m m e r  wiede r 
IJnn icron !Jen e n  d e n  E i n t ri tt des Arbei t nehmers i n  d i e  west­
l i d l f!  Gese l l schAf ts- lIl1d e r richtet .  D i e  Fort ­
�: r ! ;  '1.1 : 1 (,1  c i l 1 ! !r  von d f! r  Os l c rroich i sch e n  
worlr;nden w i rd d i e  
I l l i ' \Jcnsbi ld l l l1g i n  A r be i l nehmerhand den S oz i a l -
1 1 1 ; l rl nn luncn h i nz u f ü g e n .  Unser Z i e l  i s t  d e r  s oz i a l  g e s i ch e r t e ,  
s c ! 'J stve r::1I1t wortl i che und l e i s tll l 1qsbeja h e n d e  
lmd n i ch t  de r manipul ierte M ensch. d e r  [H,lssch l ie il l ich auf  d i �  
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E i n e  w i rks a me Landesverteid igung 

'��. B u ndesverfassungsgesetz vom 26.  X.  1 955 über die Neu t ra-1 1 1�t hat Os terre i ch s e i nen W i l l e n  bekunde t .  d i e  U nabhäng ig­kClt u �d die UIl
.
versehrthe i t  s e i nes S taatsgebietes zu wahren 

� Ind s i ch verpf l ichtet , (l ipse m i t  a l l e n  zu Gebote stehenden I JI l l ! e l "  w verte idigen . 

!) i � � 8  G n : l ld l nge ermögl icht  d ie  f r e i e  E n t f a l tung sowie d i �  Wei t eren t wi ck l ung d e r  �I ewüh l te " Lebe ns formen Ullseres Vol ­ke:; 1 1 1 1  qese l l scila f l l i che n .  wir tsclwft l ich c n  u n d  kul turel len [lcre lch.  

1)(; ;' Wil l l "I : I l�1 der S i Lh�rhe i t  �l l I e r StCl,l t s b ü rg e r  vor iiußeren 1:3r: I !ruhuI I � I(J 1 l  dient  vor . u l l el l l  die  u mfassende Landesverte id i ­< ;! " . q :  s i < :  i :: l  d:lh:'1" S;lcl lP. des Cj t l l l Z e l l  Vol kes .  
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äußere Bedrohu ngen i s t  e i n  sch lagkrä ft iges Heer.  Den e r folg­
re ich begonnenen Aufbau des österre ich i schen Bu ndeshe e res 
U i l t  es konsequ ent fortzusetze n ,  besonders die Akt i on sbe re i t­
schaft des Heeres wei terh i n  zu verbessern u n d  s e i n e  Reser­
ven zu vermehren.  D i e  präsentdienenden Wehrpf l icht igen sol­
len vermeh r t  zu m i tden kellden und mi tverantwor t l i cheIl  S t a ats­
bürgern erzogen, i n tensiver i m  Gefech t s d i e n s t  zu i h rem c i �le­
nen Schu tz ausgebi l d e t .  sport l i ch e rtücht i g t  werden und e i ll 
Wissen verm i t t e l t  e r h a l t e n ,  das u nm i t te ibm oder mi t tclbil r dem 
Wehrpfl icht igen i m  weiteren z iv i len Leben von N u tzen i s t .  DLI 
du rch i s t  e i ne sinnvo l l e  Ausnützu n g  der Pri:isenzdienst�e i t  
sicherzus te l len.  Zu d i esem Zweck werde n w i r  d i e  Ausb i l dl l l HJs­
l ind Sports t i:i t len erweitern und nach modernen Gesich tspunk·  
ten gesta l t e n .  Oberd ies aber  s i n d  auch w e i t e re el i c nstrr.c :h t  
l i ehe MDßnahmen f ü r  das c: k t ive P.e rsonal e rfo rd e r l ich , u m  ne­
ben e ier notwelld igp.n quant i t Cl t i ve n  auch eine qll .1 l i t at iv e Ve r­
hes�erunq zu erre ich e n .  

Zur S t e i g erung d e r  A k t io l ls fäh i �Jke i t  d e s  BlIndeshceres i s t  d i e  
Moder n i s ierunu d e r  Waffen- und GeräteClu s s t Cl t l u n g  des H ee-

. res w i e  (luch der Ausbau der Luf t rml il lverte id i gunfl , VQr a l l e l1l  
der Luf trClumüberwachungsei  n r i ch tu ngen fortzuse tzen . Zu die­
sell l  Zweck be trach te t die  Vol ksparte i  d ie Bese i t inung jener 
Besch rbn kungen als er furde r l i ch ,  die die ll1 i l i til r i sche S e l l.lf> t­
v e r i e i d igungsmüo l i ch k e i te n  derze i t noch be e i nt räch t ige n . Di(� 
d i e sbezüg l ichen Bemühungen um eine s in ng emäße I n t e rpret, l '  
I ion des StaD tsve r t m g e s  we rden fortges etzt w e rden .  Oster· 
r e i ch braucht e ine d e r  modernen Wnffe n t echnik qemiißc wirk ·  
S 8 1 1lC V c r t p. i d i q un�l . 

Sicherheit  auch im Inneren 

I m  Bere ich der zivi l en L<lndesve rtcidi(Jung s o l l  mlf dcr Bl i l lde s · .  
Lande s- u n d  Gemeindeebene u n l p. r  Zu h i l fena hmc d e r  sch on 
bes tehenden Organi sD t i on en , die ZUSOlll nlen derze i l  r; t w n  ; 'l l lcl  
240.000 Helfer verfügen.  wei tergearbeitet werden.  Ferner i s t  
d i e  i n tensive Propagierunq d e s  Zivi lschu tl.gednnkens i n  der 
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Offent l ichkeit . e rforderl ich . um dadurch e ine Erhöhung des 
Selbstschutzes zu erreichen . Dadurch soll der behördl iche 
Zivilschutz sinnvol l e rgänzt werden. Sämtl iche Maßnahmen auf 
dem Gebie t des Zivil schutzes kommen auch dem Katastrophen­
schutz zugute . Dem wei teren Ausbau des Katastrophenschut­
zes. in dessen Rahmen auch das österreich i sche Bundesheer 
schon bisher große Leistungen erbracht hat. Ist ein besonderes 
Augenmerk zuzuwenden. 
Osterreich hat wie jeder andere Staat die Pfl icht. auf eine 
mög lichst lückenlose Beobachtung aller G renzen zu achten, 
diese klar zu kennzeichnen, um damit s icherzustel len, daß Per­
sonen, die sich auf österreichischem Staatsgebiet befi nden aus­
sr.h l i eßl ich der österreichischen Staatsgewalt unterstehen .  
D ie Sicherhei tsdirektionen sol len kompetenzmäßig wiede r den . . 
landeshauptleuten zugeordnet werden . 
Die Sch lagkraft der Sicl l e rheitsexekutive i n  der Verb rechens· 
vorbeugung und der Verbrechensbekämpfung wird die Volks­
partei durch Anpassung der Methoden, wie sie. auf anderen 
Gebieten berei ts mit Erfolg in Verwendung stehen . erhöhen. 
Oie Fortschritte in der E l ektron ik , Datenverarbeitung, Nach rich­
tenüuermit t lung und in den ei nschlägigen Wissenschaften wer­
den entsprechend berücks icht igt werden. Aber auch eine An­
g le ichung der Exekutive an die organisatorischen Strukturen 
unserer Zei t. die e ine starke Koordinierung auf der Bundes· 
ebene verlangen. ist vonnöten. Durch Einsatz von technischen 
Mi ttel n  und durch Verwaltungsverein fachung wird der Perso­
n<llmangel ausgegl ichen. 
A : l e auf po l ize i l ichem Gebiet notwend igen Maßnahmen haben 
si::h nur innerhalb des durch die Verfassung gezogenen Rah­
mens zu bewegen. Es muß unter a l len Umständen ve rhindert 
werden, daß der Staat Selbstzweck und seine Organe ih rer 
dienenden Funktion gegenüber dem Bürger entfremdet werden. 
Aufgabe der pol izei l i chen Organe ist es, den privaten Lebens­
raum. die Int imsphäre des ei nzelnen Bürgers zu schützen, die 
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. durch d ie moderne Nachr ichtentechnik geft.hrdet ist . 

heute .
. fährdet wenn Einze l ne oder ganze 
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Osterreichs Ansehen in der Welt .. . 

I " f k  'st es d ie Sicherhe i t .  Unablwnglg' 
Aufgabe der .Au�enp� 1 1 I h th�it des Staates zu �ewtihr le i .  
ke i t  und terrttor la le nverse. r l d . m Ausland zu pfle 
sten und das Ansehen des eigenen an es I 

gen und zu heben . 
s n  



Grundpf e i l e r  der öste rreich i s chen Außenpo l i t i k  b l e i ben der 
�t�at:vertrag und die immerwährende Neutralität. Die Neutra. 
I r t Dt I s t  d e r  unserer geopo l i t ischen Lage am besten en tspre­
chen?e i n ternationale Status. Uns e re konseq uente Neutra l i täts­
P� l l t lk  und u nser mehr fach bekundeter W i l l e ,  d i e  Neutra l i t ä t  
Inl t  D l l e n  zu Gebote stehenden M i tte ln  zu verte i d i g e n ,  haben 
uns das Vertrauen der S taate ngem e i n scha ft ei ngetrag en.  Das 
I n t� resse Unserer Umwe l t ,  besonders der Gro ßmäch te , an der 
Al: rrcc!lterhal tullg e i nes u nnbhänoigen und neutra l e n  Oster­
r�

.
lch

. 
1 3 t  d e r  GDr<Jnt  u nse re r eigenen S i cherhe i t .  E ine ver­

l Iunft lge und ausgewog ene Außenpol i t i k  - auch In Kris enzei­
len 

.
- hat den We rt un seres Landes a l s  stab i l i s ierender Fak� 

tor In unsere/
.
n Raum deutl i ch ullter Beweis gestel l t .  Di eses 

Ve�t �n uen wei ter zu festi�c n ,  ist die AufgDbe der künft igen 
Pol i ti k  dcr Osterre i chis ch e n  Vol k s parte i .  

E i n  k lei!lCs L n n d  _ a n  d e r  G renze ideologi scher u n d  machtp ol it i ­
s cher El llf lu ßspharen kann s ich <Im bestell i n  e i ne r  A tmosphiire 
der Ent spannung und I(ooperation entfal ten.  Eine Pol i t i k  der 
fJ l l t �� Nnchbarschaf

.
t.  d

.
er Entspann ung und der gegense i t igen 

Annnherung.  unabh i.lllgig von den [Jo l i l ischcn u n d  w i rtschaft­
I lch�n Syste�len der e inzelnen S taaten. w i rd daher auch wei­
tert l ln dns Ziel unserer Au ßenpol i t i k  sein . Al le I n l t i n t iven d i e  
p. i l�e l�l Abbau d e r  Spnnnun gell 'J nd e i ner Erhöhung d e r  S i�h e r-
1 1 0. 1 1  In El l ropn dienen.  werden unsere Un terstützung f i n d en . 

Dcn wirt schaf t l i chen Oberlegungen w i rd i m  Rahmen der 
AlI fj�npol iti � wnchsende

. 
Bedeutung zukom m e n .  Eine Regelung 

�" l s c rer Wlrtschn ftsbcllChullgell ZUIll Gcmcinsnmen Markt 
, EWG) �; le l l t  e i n e  wicht igc Au fgabc dnr.  Die el l rop� i s che KOIl­
s l ( ! I I �l t l [, 1l hat bisher für O s t e r re ich größere Fortsch ri t tc auf 
d l es0111  Gebiet  verhindert.  Die Vol kspn rtei w i rd aber m i t  a l l e r  
Knnsequenz lind u n t e r  flc x i b l e r  Ausnutzung n l l c r  srch b i e t  _ 

I �r I' I k . 
en 

( e il ,oq IC I e l t en eine Regelung ans:reben. d i e  den I n teres-
SCII unserer Wirtschaft und auch unserem Status als i mmer­
w<1hrend neu.t ra l er Staat ge recht wird.  Ebenso sol len d i e  auf 
d(�il EH A-Markten erzi e lten Forts chri tte ausgebaut und al lge-

(jO 

m e i n  e i n e  breitere Streuung der ö sterre i ch i schen Exporte 

du rch entsprechende Maßnahmen geförd e rt werden . 

In der Südti rol·Frage, e i nem aufrichtigen A n l i egen a l l e r  Oste r­

re i cher,  werden w i r  el i e  Bemühu ngen fortse tze n ,  jenes Maß n n  

Autonomie zu erreichen und zu s i ch e rn .  d a s  d i e  Voraussetzung 

für d i e  Erhal tung der E igenständig k e i t  und der  po l i t i sche n .  

wi rtschaft l ichen u n d  k u l t u re l l e n  Entw i ck l u n g  d e r  Südt i ro ler  d ar­

stel lt .  Osterreich w i rd h i ebei  nur e i ne Lösung der S t re i t f rLlg e  

- m i t  I tn l i e n  zus t i mmen,  d e r  auch d i e  gewä h l ten Vertre t e r  der 

Süd tiroler i n  i h ren zus t ändigen Orgnnen die Genehm i g u ng 

erte i l t  haben. U nter Währung d i eses Grundsatzes s o l l e n  a l l e  

Anstrengungen u n ternommen werden,  u m  zu e i n e r  Lösullg z u  

�le ICingen,  welche d i e  gerechtfert ig ten A n sprüche u n d  Forde­

rungen der Südt lro ler  erfül l t ,  i h re Durch f ü h rung gewährl e i stet 

und g l e i chze i t i g  die Gru n d l age für e i ne neue Ära f ruchtbarer 

Zusilmmen arbei t  m i t  I ta l i en schafft . 

Eine aktive Außenpol itik 

Osterreich Iwt s ich d u rch seine aktive Außenpol i t ik und kon­

strukt ive M i tarbe i t  i m  Rahmen der Vere i nten N a t i onen ulld 

:1Ildcrer i n t e rnntiona l e r  Org a n i sat ionen Ansei len LInd Vcrl fi1uen 

i n  der Wel t erober n .  U n m i t te l barer Aw;d ruck h i c fü r  ist d i r.  

Tal S<lche.  daß Wien h e u t e  S i tz wich t i g e r  i n ternationaler Orga­

n i snt i onen Ist und als l(on fe renzzen t rlJm ers ten Rn llqr.s <l i l t .  

Allf  el i esem Gebiet  bp.stehen noch g roße Mög l i ch k e i tr) ll . die 

wir  i n  der Zu kunft ,  auch i m  I n t e resse unserer n n t ionnlcn Sid l l; r ­

h e i l .  vol l  ausschöpfen wol l e n _  

O�terre i ch ü b t  du rch � e i n e  nusgewogene AuGenpo l i t i k  <.IlIf d ( ! 1' 
Grund lnge einer ru hinen inn e rpo l i t i sch en Entwicklu l lq u l 1d 
w i rt schaft l ichen Prospe ri tät  e i n e  stab i l i s iNendc W i rkul ig  i n  
Zentrn ieuropa aus.  Unser Land h a t  s ich aber aur:h . Wt! l twcit  
gesehen,  durch die Aufgeschlossenheit  gegenüber ele n  Prob l e ­
men anderer Regionen.  elu rch a k tive Tei l n n h lllc an der E n t w ic k ­
l u ng s h i l fe u n d  an den Friedensoperationen der Vere i n te n  N n t io-



/l e n  einen S tatus der über d ie  
unse res landes we i l  

d e r  österreich ischen 
die Zukunft bleiben .  die anerkannte 

Be-

heu l e  in der Welt zukommt, durch e i n e  Fortset­
zung seiner Polit ik weiter auszubaue n und zu fest!-
1)en. Dies ist  n i ch t  nur e i n  zur der 
Sicherheit sondern zu einer friedlichen Ent-
wicklung i n  der Welt. 

1)2 
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